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Gericht 

Asylgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

05.08.2013 

Geschäftszahl 

E4 415545-2/2012 

Spruch 

E4 415.545-2/2012-23E 
 

IM NAMEN DER REPUBLIK! 
 

Der Asylgerichtshof hat durch die Richterin Mag. GABRIEL als Vorsitzende und die Richterin Dr. HERZOG 
als Beisitzerin über die Beschwerde des XXXX, geb. XXXX, StA. Israel, vertreten durch Lansky, Ganzger + 
Partner Rechtsanwälte GmbH, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 17.07.2012, Zl. 10 01.659/1-BAE, 
in nichtöffentlicher Sitzung zu Recht erkannt: 
 

Die Beschwerde wird gemäß §§ 3, 8 Abs 1 Z 1 und 10 Abs 1 Z 2 AsylG 2005 BGBl I 2005/100 idgF als 
unbegründet abgewiesen. 

Text 

Entscheidungsgründe: 
 

I. Verfahrensgang und Sachverhalt 
 

1. Der Beschwerdeführer (nachfolgend kurz BF), ein Staatsangehöriger Israels, reiste am 30.01.2002 legal per 
Flugzeug in das österreichische Bundesgebiet ein und stellte am 23.02.2010 einen Antrag auf internationalen 
Schutz. 
 

2. Gegen den BF wurde mit Bescheid der BPD XXXX vom 30.05.2007 ein unbefristetes Aufenthaltsverbot 
verhängt, welches begründet wurde, wie folgt: 
 

Dem BF sei lt. Aktenlage erstmals mit 23.04.2003 eine Niederlassungsbewilligung erteilt worden und verfüge 
der BF zum Entscheidungszeitpunkt über eine Niederlassungsbewilligung bis 16.11.2007. 
 

Am 10.10.2006 sei der BF vom LG f. XXXX zu XXXX wegen §§ 15, 146, 147 Abs. 3, 133 Abs. 1 und 2 2. Fall, 
169 Abs. 1 und 298 Abs. 1 StGB zu einer Freiheitsstrafe von 24 Monaten, davon 16 Monate bedingt, 
rechtskräftig verurteilt worden. Der Verurteilung liege der Sachverhalt zugrunde, dass der BF mehrfach versucht 
habe, Versicherungen zu betrügen; dieser Sachverhalt ließe die Annahme zu, dass der BF nicht gewillt sei, sich 
der österreichischen Rechtsordnung entsprechend zu verhalten bzw. diese zu akzeptieren. 
 

Seitens der Sicherheitsdirektion XXXX als Berufungsbehörde wurde der Berufung keine Folge gegeben und die 
erstinstanzliche Entscheidung bestätigt (Berufungsbescheid der SID XXXX vom 13.07.2007, AS 173 ff). 
 

Im oa. Verfahren zur Verhängung des Aufenthaltsverbotes gab der BF an, er habe drei Terroranschläge in Israel 
überlebt und sei daher aus psychischen und physischen Gründen nicht mehr in der Lage, in Israel zu leben. 
 

3. Der BF gab in seiner Erstbefragung im Asylverfahren am 23.02.2010 zu seiner Antragsbegründung an, seine 
Familie sei mit anderen Familien verfeindet; die Fehde liege seit Generationen zurück und sei vermutlich im 
Kaukasus begründet. Sein Vater habe den Familiennamen auf "XXXX" umgeändert, da dieser in Israel häufig 
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vorkommen würde, jedoch sei seine Familie trotzdem ausgeforscht worden. Seine Frau, sein Kind und er seien 
daher von Israel nach 

XXXX geflüchtet. 
 

Der Cousin des BF, XXXX, sei am 12.03.2009 in XXXX wegen der Blutrache getötet worden und sei der Mord 
bis heute ungeklärt. Im Falle der Rückkehr befürchte er, in Israel getötet zu werden. 
 

4. Der BF wurde am 18.03.2010 bedingt aus der Strafhaft in der JA 

XXXX entlassen. 
 

5. In der niederschriftlichen Einvernahme vor dem BAA am 10.05.2010 gab der BF an, seit 1979 kein russischer 
Staatsbürger mehr zu sein; er sei nunmehr israelischer Staatsbürger. 
 

In Österreich habe er über eine Niederlassungsbewilligung verfügt, welche jährlich verlängert worden sei; 
derzeit verfüge er über keine solche. 
 

Seine ganze Familie sei in Österreich; sein Bruder lebe hier. 
 

Seine Eltern würden in Israel leben und habe er Kontakt zu diesen. Er spreche deutsch und sei in Österreich 
mehrfach einer Arbeit nachgegangen. 
 

Nachdem ihm in Österreich gesagt worden sei, dass er nicht mehr zum Aufenthalt berechtigt sei, habe er den 
gegenständlichen Asylantrag gestellt, da sein Leben in Israel in Gefahr sei. 
 

Einmal seien zwei Männer zu ihm ins Geschäft gekommen, welche seinen verstorbenen Onkel gekannt hätten; 
diese hätten ihm gesagt, dass er Israel schnellstmöglich verlassen müsse; dies sei kurz nach Jahresbeginn des 
Jahres 2002 gewesen. Der Mord an seinem Cousin sei ungeklärt. 
 

Er habe seine Geschäfte geregelt und habe zu seiner Frau gesagt, sie würden einen längeren Urlaub verbringen 
und seien sie legal in Österreich eingereist. 
 

Er habe sechs Jahre lang ein legales Leben in Österreich geführt, sei dann aber in schlechte Gesellschaft geraten; 
er habe von vier Jahren Strafe zwei Jahre abgesessen. 
 

Der Konflikt gehe auf seinen Vater und dessen Brüder im Kaukasus zurück; er kenne keine Details, da er 
diesbezüglich nichts habe wissen wollen. Die Gegner seien andere Familien, deren Namen er nicht kenne; er 
kenne auch den Auslösermord nicht. Als seine Familie noch in Russland/XXXX gewesen sei, sei der Cousin 
seines Vaters umgebracht worden. 
 

Seine Eltern hätten in XXXX gewohnt und seien sie oft auf Urlaub nach XXXX gefahren. 
 

Die beiden Männer, die ihn am Arbeitsplatz aufgesucht hätten, habe er nicht gekannt. Er wisse nicht, wie ihn 
diese trotz Namensänderung gefunden hätten; er hätte in einem sehr bekannten Geschäft gearbeitet; ein Großteil 
der Juden aus dem Kaukasus würde in der Stadt XXXX und Umgebung leben. 
 

Sein Vater sei nicht aufgesucht worden; dieser sei die ganze Zeit zu Hause und habe sich außerdem eine Waffe 
besorgt. 
 

Es habe auch den Versuch gegeben, mittels eines neutralen Vermittlers den Konflikt beizulegen, welcher aber 
gescheitert sei. 
 

Er sei durch die Bekannten seines Onkels im Geschäft gewarnt worden; diese seien weder von der Familie des 
BF noch von der verfeindeten Familie gewesen und hätten ihm geraten, so schnell als möglich Israel zu 
verlassen; andernfalls wäre er ermordet worden. 
 

Er habe diesbezüglich keine Anzeige bei der Polizei erstattet, da diese zwar helfen möchte, dazu aber nicht in der 
Lage sei. 
 

Die Frage, warum die Polizei gerade in seinem Fall untätig bleiben sollte, beantwortete der BF nicht. 
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6. Mit Aktenvermerk vom 10.05.2010 wurde durch das BAA gem. § 27 Abs. 2 AsylG ein Ausweisungsverfahren 
gegen den BF eingeleitet. 
 

7. Mit Schreiben des BAA vom 10.08.2010 wurde der BF aufgefordert, eine Stellungnahme zu den 
länderkundlichen Feststellungen des BAA abzugeben. 
 

8. In der Stellungnahme vom 18.08.2010 erklärte der BF, es sei für ich nicht relevant, für welchen Zeitraum eine 
Person, die ihn töte, inhaftiert werde. Er habe auch mit der politischen Situation oder der Sicherheitslage kein 
Problem; es sei den Sicherheitsbehörde nicht möglich, ihn 24 Stunden zu bewachen und ihn so vor einem 
Blutrachemord zu schützen. Er habe keine Einwände gegen die Länderfeststellungen, im Rückkehrfall werde er 
Opfer eines Verbrechens und sei dem hilflos ausgeliefert. 
 

9. Mit Bescheid des BAA, Außenstelle Eisenstadt vom 10.09.2010 wurde der Antrag auf internationalen Schutz 
des BF gemäß § 3 Abs. 1 AsylG 2005 abgewiesen und der Status eines Asylberechtigten nicht zuerkannt 
(Spruchpunkt I.). Gem. § 8 Abs. 1 Z 1 AsylG wurde der Status des subsidiär Schutzberechtigten in Bezug auf 
den Herkunftsstaat Israel nicht zugesprochen (Spruchpunkt II.). Gemäß § 10 Abs. 1 Z 2 AsylG wurde die 
Ausweisung aus dem österreichischen Bundesgebiet nach Israel verfügt. 
 

10. Dagegen erhob der Beschwerdeführer mit Schriftsatz vom 27.09.2010 durch seinen Vertreter fristgerecht 
Beschwerde an den Asylgerichtshof. Zu deren Inhalt im Detail wird auf den Akteninhalt verwiesen (zur 
Zulässigkeit dieser Vorgangsweise: VwGH 16.12.1999, 99/20/0524). 
 

11. Gegenständlicher Verfahrensakt wurde der Gerichtsabteilung E4 zugeteilt. 
 

12. Mit Erkenntnis des Asylgerichtshofes vom 07.02.2012 wurde der bekämpfte Bescheid behoben und die 
Angelegenheit gemäß § 66 Abs. 2 AVG zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines neuen Bescheides an 
das Bundesasylamt zurückverwiesen, da der vorliegende Sachverhalt so mangelhaft war, dass die Durchführung 
und Wiederholung einer mündlichen Verhandlung unvermeidlich erschien. 
 

13. Am 09.05.2012 erfolgte eine weitere Einvernahme des BF vor dem BAA und erklärte der BF, seine 
bisherigen Angaben im Asylverfahren aufrecht zu erhalten. 
 

Gefragt, wie er vom Jahr 1979 bis zum Jahr 2001 unbehelligt habe in Israel leben können, erklärte der BF, sein 
Vater habe den Familiennamen geändert und komme der Name "XXXX" sehr häufig in Israel vor; außerdem 
seien bis zu Gorbatschows Zeiten nur wenige Russen nach Israel gekommen, da die Grenzen Russlands bis dahin 
fast gänzlich geschlossen gewesen seien. 
 

Seine Eltern und sein Bruder könnten deshalb unbehelligt in Israel leben, da nur der älteste Sohn, sohin er als 
Erstgeborener, gesucht werde. 
 

Sein Vater wisse eventuell die Namen der Personen, die ihn bedrohen, er wolle ihm diese jedoch nicht sagen, da 
er ihn schützen wolle, weshalb er ihn im Jahr 2002 ins Ausland geschickt habe. 
 

Die Blutrache gehe auf die Zeit vor 1979 zurück, als der Vater des BF noch in XXXX gelebt habe. In Moskau 
sei ein Cousin des Vaters getötet worden; dieser habe ihm nur wenig davon erzählt. 
 

Über Vorhalt der Angaben des BF, welche im Berufungsbescheid der SID XXXX enthalten sind und wonach er 
in Israel der Terroranschläge überlebt habe, bei denen er auch verletzt worden sei und er daher aus psychischen 
und physischen Gründen nicht mehr in der Lage sei, in Israel zu leben, und über Vorhalt, dass er im 
fremdenpolizeilichen Verfahren das Problem der Blutrache in keiner Weise erwähnt hat, erklärte der BF, er habe 
beides erlebt und habe eine Narbe am Kinn. Anlässlich der Einvernahme vor der Fremdenpolizei sei seine 
Ehegattin bei ihm gewesen und habe er sie mit diesen Problemen (Blutrache) nicht belasten wollen. 
 

Anfang und Ende 2001 habe es jeweils einen Anschlag gegeben; einen weiteren Anschlag habe es 2000 oder 
2001 gegeben; es sei eine Autobombe gesprengt worden und hätten Terroristen mit Maschinengewehren 
umhergeschossen. 
 

Da er bis zum Jahr 2007 oder 2008 einen Aufenthaltstitel in Österreich gehabt habe, habe er keine andere Wahl 
gehabt, als nach Verhängung des Aufenthaltsverbotes gegenständlichen Asylantrag zu stellen. 
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Seine Ehegattin und drei Kinder leben in Österreich und wohne er mit diesen zusammen; es gebe keine 
Personen, zu denen ein besonderes Abhängigkeitsverhältnis bestehe. 
 

Zu seinen Angehörigen (Eltern, Bruder) in Israel stehe er in Kontakt. 
 

Mit Schreiben des BAA vom 15.05.2012 wurden dem BF aktuelle Feststellungen zur Lage in Israel übermittelt 
und dieser aufgefordert, binnen einer zweiwöchigen Frist eine Stellungnahme abzugeben, was jedoch nicht 
geschehen ist. 
 

14. Mit Verfahrensanordnung des BAA wurde dem BF ein Rechtsberater amtswegig zur Seite gestellt. 
 

15. Mit Bescheid des BAA, Außenstelle Eisenstadt vom 17.07.2012 wurde der Antrag auf internationalen Schutz 
des BF gemäß § 3 Abs. 1 AsylG 2005 abgewiesen und der Status eines Asylberechtigten nicht zuerkannt 
(Spruchpunkt I.). Gem. § 8 Abs. 1 Z 1 AsylG wurde der Status des subsidiär Schutzberechtigten in Bezug auf 
den Herkunftsstaat Israel nicht zugesprochen (Spruchpunkt II.). Gemäß § 10 Abs. 1 Z 2 AsylG wurde die 
Ausweisung aus dem österreichischen Bundesgebiet nach Israel verfügt. 
 

Das BAA stellte fest, der BF sei israelischer Staatsangehöriger und stehe dessen Identität fest. Der BF sei legal 
am 30.01.2002 in Österreich eingereist. 
 

Es könne nicht festgestellt werden, dass der BF in Israel Blutrache ausgesetzt sei; auch sei im Falle des BF keine 
Rückkehrgefährdung feststellbar. 
 

Der BF leide an Schwerhörigkeit, Kopfschmerzen und Herzproblemen und an Problemen mit dem Meniskus, 
jedoch könne vor dem Hintergrund dieser Beeinträchtigungen keine Rückkehrgefährdung festgestellt werden. 
 

Es liege zwar ein schützenswertes Privat- und Familienleben des BF in Österreich vor, doch sei der staatliche 
Eingriff als verhältnismäßig anzusehen. Hinzu komme, dass gegen den BF ein unbefristetes Aufenthaltsverbot 
rechtskräftig erlassen worden sei. 
 

Der BF sei vom LG f. XXXX zu XXXX wegen §§ 15, 146, 147 Abs. 3, 133 Abs. 1 und 2 2. Fall, 169 Abs. 1 und 
298 Abs. 1 StGB zu einer Freiheitsstrafe von 24 Monaten, davon 16 Monate bedingt, rechtskräftig verurteilt 
worden. 
 

Ferner sei durch das LG XXXX eine rechtskräftige Verurteilung nach §§ 146, 147 Abs. 3 15 StGB zu einer 
Freiheitsstrafe in der Dauer von 2 Jahren erfolgt. 
 

Das BAA traf zum Entscheidungszeitpunkt aktuelle länderkundliche Feststellungen zur Situation in Israel, 
insbesondere zur Thematik Staatsaufbau, Sicherheitslage, medizinische Versorgung, Behandlung nach Rückkehr 
und Blutrache. 
 

Im Zuge der Beweiswürdigung führte das BAA aus, dass die Identität aufgrund der vom BF vorgelegten 
Bescheinigungsmittel feststehe und gründen sich auch die Feststellungen zur Einreise des BF auf seine 
widerspruchsfreien Angaben. 
 

Die Angaben des BF zur ihm drohenden Blutrache seien jedoch unglaubwürdig, da der BF die diesbezüglichen 
Behauptungen lediglich in den Raum gestellt habe ohne diese zu belegen oder durch konkrete Anhaltspunkte 
glaubhaft machen zu können. 
 

Die Ansicht der Behörde werde ferner aufgrund von Ungereimtheiten bestätigt. 
 

Der BF halte sich zwar seit dem Jahr 2002 in Österreich auf, habe den Antrag auf internationalen Schutz jedoch 
erst im Feber 2010 gestellt, nachdem gegen ihn ein unbefristetes Aufenthaltsverbot erlassen worden sei und er 
über keinen rechtmäßigen Aufenthaltstitel in Österreich verfügt habe. Der BF sei nicht in der Lage gewesen, 
dieses lange Zögern der Behörde schlüssig zu erklären. 
 

Bereits aus diesem Grund sei es unwahrscheinlich, dass der BF im Rückkehrfall massive 
Verfolgungshandlungen zu befürchten habe, da er diesfalls unmittelbar nach seiner Einreise in Österreich einen 
Antrag auf internationalen Schutz gestellt hätte. 
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Gegen die Glaubwürdigkeit des Vorbringens des BF spreche auch, dass dieser von 1979 bis 2001 unbehelligt in 
Israel habe leben können, ohne Befürchtungen hinsichtlich der von ihm vorgebrachten Blutrache gehabt zu 
haben. 
 

Die diesbezüglichen Erklärungen hinsichtlich der geschlossenen Grenzen Russlands und der Annahme eines 
anderen Namens seien nicht dazu geeignet, die Ansicht der erkennenden Behörde zu ändern, da nach 
Grenzöffnung der russischen Föderation für die angeblichen Widersacher genügend Zeit bestanden hätte, ihr 
Vorhaben (Blutrache) zu verwirklichen; andererseits hätte die Namensänderung, hätte diese ein Inkognitoleben 
in Israel bewirkt, die Gefahr, ausfindig gemacht zu werden, ausgeschlossen. 
 

Auch deute der Umstand, dass die Eltern und der Bruder des BF weiterhin unbehelligt in Israel leben können, 
darauf hin, dass der seitens des BF präsentierte Sachverhalt nicht der Wahrheit entspreche. Der BF habe nicht 
überzeugend vorbringen können, was ihn von seinen Verwandten derart unterscheide, dass ausgerechnet 
hinsichtlich seiner Person eine besondere Gefährdung gegeben sei. Ein derartiges Szenario würde sich auch nicht 
mit den Angaben des BF, wonach seine Familie mit "anderen Familien" (der BF spreche hier deutlich in der 
Mehrzahl) verfeindet sei, decken. 
 

Ferner sei auffällig, dass der BF nicht in der Lage sei, zumindest den Namen einer Familie anzugeben, durch die 
er sich bedroht gefühlt hätte; auch habe der BF keinerlei Hintergründe zum Auslöser für die Blutrache benennen 
können, sodass sich sein Vorbringen lediglich darauf reduziere, dass ihn zwei Männer aufgesucht und ihn 
gewarnt hätten, was ihn zur Ausreise veranlasst habe. 
 

Hervorzuheben sei weiters, dass der BF im Aufenthaltsverbotsverfahren fünf Jahre nach der Einreise nach 
Österreich die Aussage getroffen habe, in Israel drei Terroranschläge, bei denen er auch verletzt worden sei, 
überlebt zu haben. 
 

Hinsichtlich Bedrohungen durch eine Blutrache habe der BF dort nichts angeführt und habe vor dem BAA 
umgekehrt nicht angegeben, aufgrund mehrerer Terroranschläge verletzt worden zu sein. Dem Argument des 
BF, wonach seine Ehegattin bei der do. Einvernahme anwesend gewesen sei und er diese mit Angaben über die 
Blutrache nicht habe belasten wollen, könne angesichts des sicheren Aufenthaltes in Österreich nicht gefolgt 
werden, da keine von einer Abschiebung bedrohte Person eine sich ihr bietende Gelegenheit, zentral 
entscheidungsrelevantes Vorbringen zu erstatten, ungenützt vorübergehen lassen würde. 
 

Aus dem Vorbringen des BF habe sich auch keine Rückkehrgefährdung des BF ergeben, der BF habe vor seiner 
Ausreise gut verdient, könne sich nach seiner Rückkehr wieder ins Berufsleben eingliedern und verfüge über ein 
familiäres Beziehungsnetz. Die seitens des BF genannten gesundheitlichen Beeinträchtigungen könnten auch in 
Israel, wo das medizinische Versorgungsniveau gut bis sehr gut sei, behandelt werden. 
 

Die Feststellungen zur Situation in Israel basieren auf einer Zusammenstellung der Staatendokumentation des 
BAA und sei diese gesetzlich zur Objektivität verpflichtet. 
 

Die Feststellungen zum Privat- und Familienleben des BF stützen sich auf dessen Angaben; jene zu seiner 
Verurteilung und zur Erlassung eines Aufenthaltsverbotes resultiere aus einer Einsichtnahme in das System 
EKIS des Bundesministeriums für Inneres. 
 

Rechtlich führte die belangte Behörde zu Spruchpunkt I aus, dass die Angaben des BF unglaubwürdig seien und 
biete der vorgebrachte Sachverhalt keine Grundlage für eine Subsumierung unter den Tatbestand des § 3 AsylG 
2005. 
 

Zu Spruchpunkt II führte die belangte Behörde aus, es könne nicht festgestellt werden, dass dem BF im Falle 
seiner Rückkehr in sein Heimatland eine Gefahr im Sinne des § 57 drohe und sei diesem die Rückkehr nach 
Israel zumutbar. 
 

Zu Spruchpunkt III wurde festgehalten, der BF habe in Österreich zwar ein schützenswertes Familienleben, da 
die Ehegattin, die Kinder und der Bruder des BF in Österreich leben. Auch liege ein Privatleben des BF in 
Österreich vor (Beherrschen der deutschen Sprache, Aufenthalt in Österreich seit etwa 2002; Nachgehen einer 
Beschäftigung, legale Einreise). 
 

Das wiederholt strafbare Verhalten des BF (versuchter Versicherungsbetrug, Diebstahl, Brandstiftung) 
verdeutliche jedoch auffällig, dass der BF nicht gewillt sei, sich an die Rechtsvorschriften seines Gastlandes zu 
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halten und könne keine Verhaltensprognose zugunsten des BF erstellt werden; insbesondere im Hinblick darauf, 
dass die Straftaten des BF, welche zu seinen Verurteilungen führten, von hoher krimineller Energie geprägt 
seien. 
 

Seiner Unterhaltspflicht gegenüber seinen Familienangehörigen könne der BF auch vom Ausland aus 
nachkommen und könne der Kontakt zwischen den Familienmitgliedern auch durch wechselseitige Besuche 
aufrechterhalten werden. 
 

Die öffentlichen Interessen würden daher die privaten Interessen des BF deutlich überwiegen, weshalb von einer 
Ausweisung des BF aus dem Bundesgebiet kein Abstand genommen werden könne. 
 

16. Mangels Erhebung einer Beschwerde erwuchs der Bescheid des BAA vorerst mit 03.08.2012 in Rechtskraft. 
 

17. Am 10.08.2012 langte bei m BAA ein Antrag auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gem. § 71 AVG 
unter gleichzeitiger Beschwerdeerhebung ein. 
 

18. Mit Bescheid des BAA vom 19.09.2012 wurde dem Wiedereinsetzungsantrag stattgegeben. 
 

19. Zum Inhalt der Beschwerde im Detail wird auf den Akteninhalt verwiesen (zur Zulässigkeit dieser 
Vorgangsweise: VwGH 16.12.1999, 99/20/0524). 
 

Der BF traf vorerst Ausführungen zur Thematik Blutrache und verwies auf seine familiäre Situation in 
Österreich. 
 

20. Nachdem der Akt der Gerichtsabteilung E4 zugeteilt worden war, langte am 22.10.2012 eine Stellungnahme 
des BF ein. 
 

Darin wird ausgeführt, dass der BF aufgrund der Furcht vor Blutrache seinen Herkunftsstaat verlassen habe. Der 
BF sei am 30.01.2002 gemeinsam mit seiner Ehegattin und seinem älteren Sohn aus dem Herkunftsstaat 
ausgereist und am selben Tag legal in Österreich eingereist; Ziel sei die Sicherheit vor Verfolgung gewesen. 
Dem BF und seiner Familie seien Aufenthaltstitel erteilt und weiter verlängert worden, weshalb sich aus Sicht 
des BF die Stellung eines Antrages auf internationalen Schutz erübrigt hätte. 
 

Nachdem der BF seinen Aufenthaltstitel im Februar 2010 verloren habe, habe er einen Antrag auf 
Internationalen Schutz gestellt, da die Ausweisung nach Israel eine Gefährdung seiner körperlichen Integrität 
bedeutet habe. 
 

Der BF sei tatsächlich erstmals im Jänner 2002 mit seinem Leben bedroht worden und könne nicht von ihm 
verlangt werden, anzugeben, warum er ausgerechnet im Jahr 2002 gefunden worden wäre und könne der BF 
diesbezüglich lediglich Mutmaßungen anstellen. 
 

Bis zur Bedrohung habe der BF gut und glücklich in Israel gelebt und sei er bis 31.12.2001 als Geschäftsleiter 
tätig gewesen. Der BF legte dazu einen Namensänderungsnachweis sowie eine Arbeitsbestätigung vor. 
 

Der Vater des BF habe sich eine Waffe zugelegt und würde der Bruder des BF als Security arbeiten, um sich 
besser schützen zu können. 
 

Die Blutrache werde gewöhnlich am ältesten Sohn verübt; wenngleich diese im gegebenen Fall im Kaukasus 
begründet sei, habe sie sich auf Israel ausgeweitet, da zahlreiche Familien nach Israel geflüchtet seien. 
 

Der BF gehöre zur sozialen Gruppe, welche aufgrund von Blutrache in Israel verfolgt werde. Der Cousin des BF 
sei im Jahr 2009 ermordet worden, und sei der Mord bis dato ungeklärt, was auch die mangelnde staatliche 
Schutzfähigkeit zeige. 
 

Wenn der BF Details und Namen im Zusammenhang mit der Blutrache kennen würde, hätte er diese sicher 
angegeben, er habe aber bereits dargelegt, warum ihm diese nicht bekannt seien und habe ihn sein Vater von den 
diesbezüglichen Ängsten und Sorgen fernhalten wollen. 
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Der BF habe tatsächlich drei Terroranschläge überlebt, jedoch stünden diese nicht im Zusammenhang mit der 
Verfolgung wegen Blutrache, sondern würden diese aus der allgemeinen Lage resultieren, weshalb diese zu recht 
nicht als Fluchtgrund vorgebracht worden seien. 
 

In weiterer Folge beschrieb der BF seine private bzw. familiäre Situation in Österreich und legte dazu 
verschiedene Bestätigungsschreiben vor. 
 

Der BF sei wegen Vermögensdelikten verurteilt worden und habe keine körperliche Gewalt angewendet und 
bereue seine Straffälligkeit. 
 

Der BF sei mehrere Jahre in Österreich und auch während des Freigangs aus der Haft berufstätig gewesen. Der 
BF sei auch in einem XXXX tätig und helfe dort tatkräftig mit und setzte sich ehrenamtlich für die Integration 
von jüdischen Gemeindemitgliedern ein. 
 

Der BF lebe mit seiner Frau und den drei Kindern, wovon zwei in Österreich geboren seien, in XXXX und 
würden diese Familienmitglieder die österreichische Staatsbürgerschaft beantragen. Österreich stelle für die 
Familie den Lebensmittelpunkt dar und könne der BF von Israel aus aufgrund seiner Gefährdung nicht finanziell 
für die Familie aufkommen. 
 

21. Am 26.02.2013 langte hg. eine Stellungnahme des Rechtsanwaltes des BF vom 17.04.2007 im 
fremdenpolizeilichen Verfahren ein und wurde seitens des fremdenpolizeilichen Büros der LPD XXXX in einem 
mitgeteilt, dass kein diesbezügliches Einvernahmeprotokoll vorliege, da das Verfahren auf freiem Fuß geführt 
worden sei. 
 

22. In einer weiteren Stellungnahme des BF, eingebracht durch seinen rechtsfreundlichen Vertreter am 
05.03.2013, teilte dieser mit, dass seine Familienangehörigen in deren Verfahren zur Verleihung der 
Staatsbürgerschaft zur persönlichen Beantragung geladen worden seien. 
 

23. Am 25.03.2013 langten hg. Nachweise der XXXX zur persönlichen Beantragung der österreichischen 
Staatsbürgerschaft der Familienangehörigen des BF sowie ein Schreiben seiner Gattin, in dem die familiäre 
Situation des BF erneut geschildert wird, ein. 
 

24. Am 22.04.2013 langte hg. das seitens der hg. Gerichtsabteilung beauftragte Rechercheergebnis der ÖB Tel 
Aviv zur Thematik "Doppelbestrafung" ein. 
 

25. Mit hg. Schreiben vom 27.05.2013 wurden den Verfahrensparteien die hg. Länderfeststellungen zu Israel 
übermittelt, mit der Möglichkeit, binnen zwei Wochen hiezu eine Stellungnahme abzugeben. 
 

In einem wurde der BF aufgefordert, aktuelle Angaben zu seinem Gesundheitszustand sowie zu seinem Privat- 
und Familienleben in Österreich zu machen. 
 

26. Am 03.06.2013 langte hg. eine Stellungnahme des BF ein und wurde hinsichtlich der Länderfeststellungen 
auf die derzeitige angespannte Lage in der Grenzregion zwischen Israel und Libanon hingewiesen; auch habe 
sich die Situation aufgrund des Konfliktes in Syrien zugespitzt und stelle diese ein Gefährdungspotential in der 
Grenzregion Libanon-Israel-Syrien dar; dazu wurde auf die aktuelle Medienberichterstattung unter Nennung 
einiger Quellen verwiesen. 
 

Zum Privat- und Familienleben des BF wurde auf das bisherige Vorbringen verwiesen bzw. wurde dieses 
wiederholt. 
 

27. Hinsichtlich des Verfahrensherganges und des Parteivorbringens im Detail wird auf den Akteninhalt 
verwiesen. 
 

28. Beweis wurde erhoben durch die Einsichtnahme in den erstinstanzlichen Verwaltungsakt unter zentraler 
Zugrundelegung der niederschriftlichen Angaben des Beschwerdeführers, des Bescheidinhaltes, des Inhaltes der 
gegen den erstinstanzlichen Bescheid erhobenen Beschwerde, der Stellungnahmen des BF sowie der 
Beweisaufnahme seitens des AsylGH. 
 

II. DER ASYLGERICHTSHOF HAT ERWOGEN: 
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1. Mit 01.01.2006 ist das Bundesgesetz über die Gewährung von Asyl in Kraft getreten (AsylG 2005, BGBl. I 
Nr. 100/2005, zuletzt geändert mit BGBl. I Nr. 87/2012) und ist auf die ab diesem Zeitpunkt gestellten Anträge 
auf internationalen Schutz anzuwenden. 
 

Im gegenständlichen Fall wurde der Antrag auf internationalen Schutz nach dem 01.01.2006 gestellt, weshalb 
das AsylG 2005, BGBl. I Nr. 100/2005, in der geltenden Fassung zur Anwendung gelangt. 
 

Anzuwenden war gemäß § 75 AsylG 2005 idF BGBl I Nr. 67/2012 hinsichtlich der §§ 3 und 8 das AsylG 2005 
idF BGBl. I Nr. 135/2009 hinsichtlich § 10 das AsylG 2005 idF BGBl. I Nr. 38/2011, das AVG, BGBl. Nr. 
51/1991 in der geltenden Fassung, und das ZustG, BGBl. Nr. 200/1982 in der geltenden Fassung. 
 

Gemäß § 75 Absatz 8 AsylG 2005 idF 67/2012 ist § 10 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 38/2011 
auf alle am oder nach dem 1. Jänner 2010 anhängigen Verfahren nach dem Asylgesetz 1997 mit der Maßgabe 
anzuwenden, dass eine Ausweisungsentscheidung nach dem Asylgesetz 1997, die vor dem 1. Jänner 2010 
erlassen wurde, als eine Ausweisungsentscheidung nach § 10, die Zurückweisung eines Asylantrages nach dem 
Asylgesetz 1997 als Zurückweisung nach § 10 Abs. 1 Z 1 und die Abweisung eines Asylantrages nach dem 
Asylgesetz 1997, mit der festgestellt wurde, dass die Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des 
Fremden in den Herkunftsstaat zulässig ist, als Abweisung nach § 10 Abs. 1 Z 2 gilt. 
 

Gemäß § 9 Abs. 1 AsylGHG, BGBl. I Nr. 4/2008 in der geltenden Fassung entscheidet der Asylgerichtshof in 
Senaten, soweit eine Entscheidung durch einen Einzelrichter oder Kammersenat nicht bundesgesetzlich 
vorgesehen ist. Gemäß § 61 Abs. 3 AsylG 2005 entscheidet der Asylgerichtshof über Beschwerden gegen 
zurückweisende Bescheide nach den §§ 4 und 5 AsylG 2005 und nach § 68 AVG durch Einzelrichter. Gemäß § 
42 AsylG 2005 entscheidet der Asylgerichtshof bei Rechtsfragen von grundsätzlicher Bedeutung oder 
Rechtsfragen, die sich in einer erheblichen Anzahl von anhängigen oder in naher Zukunft zu erwartender 
Verfahren stellt, sowie gemäß § 11 Abs. 4 AsylGHG, wenn im zuständigen Senat kein Entscheidungsentwurf die 
Zustimmung des Senates findet durch einen Kammersenat. In den vorliegenden Verfahren liegen weder die 
Voraussetzungen für eine Entscheidung durch einen Einzelrichter noch die für eine Entscheidung durch den 
Kammersenat vor. 
 

Gemäß § 66 Abs. 4 AVG hat die erkennende Behörde, sofern die Beschwerde nicht als unzulässig oder verspätet 
zurückzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Sie ist berechtigt, im Spruch und in der 
Begründung ihre Anschauung an die Stelle jener der Unterbehörde zu setzen und demgemäß den angefochtenen 
Bescheid nach jeder Richtung abzuändern. 
 

Gemäß § 23 Absatz 1 des Bundesgesetzes über den Asylgerichtshof, BGBl. I, Nr. 4/2008 (Asylgerichtshofgesetz 
- AsylGHG) idF BGBL. I Nr. 147/2008, sind, soweit sich aus dem Asylgesetz 2005 (AsylG 2005), BGBl. I Nr. 
100, nicht anderes ergibt, auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des Allgemeinen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), BGBl. Nr. 51, mit der Maßgabe sinngemäß anzuwenden, dass an 
die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt, weshalb im gegenständlichen Fall im hier 
ersichtlichen Umfang das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 - AVG, BGBl. Nr.51 zur Anwendung 
gelangt. 
 

2. Zuständigkeit des erkennenden Senates 
 

Gemäß § 61 Abs. 1 Z 1 AsylG entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten über Beschwerden gegen Bescheide 
des Bundesasylamtes. 
 

Aufgrund der Geschäftsverteilung wurden die gegenständlichen Verfahrensakte dem erkennenden Senat 
zugewiesen, woraus sich dessen Zuständigkeit ergibt. 
 

3. Feststellungen 
 

3.1 Feststellungen Israel, Staatendokumentation des BAA, Mai 2012 
 

Politik / Wahlen 
 

Israel versteht sich als jüdischer und demokratischer Staat. Es hat keine geschriebene Verfassung. Als 
vorübergehender Ersatz und späterer Bestandteil einer Verfassung gelten die so genannten "Grundgesetze". 
Bisher hat das Parlament 14 dieser Gesetze verabschiedet. 
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Es herrscht Gewaltenteilung. Das Regierungshandeln wird von einem Staatskontrolleur und gegebenenfalls auch 
vom Obersten Gerichtshof kontrolliert. 
 

Der Staatspräsident wird von der Knesset für sieben Jahre gewählt, eine Wiederwahl ist nicht möglich. Er hat in 
erster Linie repräsentative Funktionen. Er begleitet die Regierungsbildung und hat hier - begrenzte - 
Ermessenspielräume, etwa bei der Vergabe des Auftrags zur Regierungsbildung oder bei der Gewährung von 
Fristverlängerungen. Der Staatspräsident hat ferner Befugnisse zur Begnadigung und Strafmilderung, die vor 
allem bei den politisch motivierten Gefangenenfreilassungen und -austauschen von Bedeutung sind. 
Staatspräsident ist seit 2007 Schimon Peres. 
 

Israels Parlament, die Knesset, hat 120 Sitze. Die Abgeordneten werden in einer reinen Verhältniswahl alle vier 
Jahre gewählt. Die Wahlen, die etwa alle vier Jahre stattfinden, sind direkt, gleich, geheim, allgemein und 
landesweit (das gesamte Land ist ein einziger Wahlkreis). Wahlberechtigt sind alle israelischen 
Staatsangehörigen, die das 18. Lebensjahr vollendet haben. Gewählt werden Parteilisten. 
 

Einige Parteien repräsentieren in erster Linie bestimmte Bevölkerungsgruppen. Dies führt dazu, dass in der 
Knesset zahlreiche Parteien vertreten sind. Zahl und Größe der Parteien im Parlament (zuletzt nur begrenzt von 
einer Zweiprozentklausel) machen die Bildung 
 

handlungsfähiger Regierungen von Koalitionen abhängig. Das verschafft kleineren Parteien gelegentlich ein 
überproportionales Gewicht. 
 

Die nächsten Wahlen finden nach Gesetzeslage im Herbst 2013 statt. In der Vergangenheit kam es häufiger zu 
vorzeitigen Parlamentswahlen. 
 

Der Premierminister wird durch das Parlament gewählt und kann von diesem per konstruktivem 
Misstrauensvotum abgesetzt werden. Er bildet die Regierung und ist formell Primus inter Pares im 
Regierungskabinett, denn alle Regierungsentscheidungen werden mit Mehrheit bestimmt. De facto hat der 
Premierminister aber die entscheidende Macht. 
 

Am 31. März 2009 wurde die 32. Regierung des Staates Israel in der Knesset vereidigt. Ihr gehören unter 
Ministerpräsident Benjamin Netanyahu (bereits Ministerpräsident von 1996- 
 

1999) folgende Parteien an: Likud, Israel Beiteinu, Atzma'ut (seit Januar 2011), Shas, Vereinigte Thora-Liste 
und Jüdisches Heim. 
 

Israel ist eine Demokratie, deren Innenpolitik zu einem großen Teil von der Heterogenität der Bevölkerung 
bestimmt ist. Religiöse und säkulare Juden, israelische Araber, Drusen, Zuwanderer aus der früheren 
Sowjetunion und andere Gruppen prägen das Land. 
 

(AA - Auswärtiges Amt: Israel - Innenpolitik, Stand: Februar 2012, 
http://www.auswaertigesamt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Israel/Innenpolitik_node.html, Zugriff 
09.05.2012) 
 

Sicherheitslage 
 

Die Lage in der Grenzregion zwischen Israel und dem Libanon blieb angespannt. Am 3. August kam es zu einem 
Schusswechsel zwischen israelischen und libanesischen Soldaten, bei dem mindestens drei Soldaten und ein 
libanesischer Journalist starben. Obwohl der Waffenstillstand zwischen den israelischen Streitkräften und 
bewaffneten palästinensischen Gruppierungen 2010 weitgehend eingehalten wurde, feuerten Letztere immer 
wieder wahllos Raketen und Mörsergranaten auf Südisrael ab (siehe Länderbericht Palästinensische Gebiete). 
Die Zahl der Angriffe ging jedoch im Vergleich zu den Vorjahren zurück. Israelische Streitkräfte töteten 
mehrere Palästinenser, die sie für Angriffe verantwortlich gemacht hatten. 
 

(AI - Amnesty International: Amnesty International Report 2011 - Zur weltweiten Lage der Menschenrechte, 
13.05.2011) 
 

Israel bleibt das erklärte Ziel von islamistischen Terrorgruppen. Deshalb sind auch künftig Anschläge möglich, 
selbst wenn die israelischen Behörden einen signifikanten Rückgang der Sicherheitsvorfälle mit terroristischem 
Hintergrund feststellen. 
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In der Nacht auf den 5. April 2012 schlug in einem unbewohnten Gebiet der Stadt Eilat im Süden Israels eine 
Grad-Rakete ein. Personen kamen nicht zu Schaden. 
 

Am 18. August 2011 ist es im Süden Israels, nahe der israelisch-ägyptischen Grenze, zu mehreren koordinierten 
Terroranschlägen auf Busse und PKWs gekommen. Es wird vermutet, dass die Angreifer aus dem Sinai nach 
Israel eingedrungen sind. Es gab 8 Tote und über 30 Verletzte. Einen vergleichbaren Vorfall gab es zuletzt 2008. 
Es wird daher dazu geraten, Fahrten entlang der israelisch-ägyptischen Grenze zu vermeiden und auf alternative 
Routen auszuweichen. 
 

Am 23. März 2011 detonierte eine Bombe in der Nähe des zentralen Busbahnhofs in Jerusalem. Dabei wurden 
mehr als 30 Personen verletzt, eine davon tödlich. Es gibt derzeit keine konkreten Hinweise auf eine gezielte 
Gefährdung von Ausländern. 
 

Bei Aufenthalten in Jerusalem wird zu genereller Vorsicht geraten. Vereinzelt kommt es zu gewalttätigen 
Auseinandersetzungen zwischen orthodoxen Juden und den Sicherheitskräften, sowie zwischen Palästinensern 
und den Sicherheitskräften. 
 

(AA - Auswärtiges Amt: Israel: Reise- und Sicherheitshinweise, Stand 09.05.2012 (Unverändert gültig seit: 
24.04.2012), http://www.auswaertigesamt.de/DE/Laenderinformationen/00-
SiHi/Nodes/IsraelSicherheit_node.html, Zugriff 09.05.2012) 
 

Justiz 
 

Die Justiz ist unabhängig und urteilt regelmäßig gegen die Regierung. Das Oberste Gericht hört direkte 
Petitionen der Staatsbürger und palästinensischen Einwohner der Westbank und des Gazastreifens. 
 

Das Notstandsgesetz von 1979 (Emergency Powers (Detention) Law) bietet die Möglichkeit unbegrenzter 
Verwaltungshaft ohne Prozess. Eine temporäre Anordnung, die seit 2006 in Kraft ist, erlaubt die Verhaftung von 
Verdächtigen in Sicherheitsverbrechen für 96 Stunden ohne richterliche Überwachung, für andere Häftlinge 24 
Stunden. 
 

(FH - Freedom House: Freedom in the World 2011, Mai 2011) 
 

Das Gesetz gewährt eine unabhängige Justiz und in der Praxis respektierte die Regierung diese Bestimmung. 
 

Die Justiz besteht aus Amtsgerichten, sechs Bezirksgerichten und dem Obersten Gericht. Amtsgerichte 
behandeln Vergehen und kleinere Zivilstreite. Bezirksgerichte behandeln Straftaten, schwere Zivilfälle, 
Berufungen der Amtsgerichte und mehrere andere großteils administrative Angelegenheiten. Es gibt auch 
Militär-, Religiöse, Arbeits- und Verwaltungsgerichte. Religiöse Gerichte sind für 
Personenstandsangelegenheiten ihrer Anhänger zuständig. Es gibt keine zivilen Gerichte für Ehe oder 
Scheidung. 
 

Das Gesetz gewährt das Recht auf einen fairen Prozess und die unabhängige Justiz setzte dieses Recht generell 
durch. Doch die Anhörungen von Verwaltungshäftlingen sind keine Prozesse und folgen deshalb nicht der 
Prozessordnung. 
 

Militärgerichte bieten manche aber nicht alle prozessualen Rechte, die von zivilen 
 

Strafgerichten gewährt werden. 
 

(USDOS - U.S. Department of State: Country Report on Human Rights Practices 2010,08.04.2011) 
 

Sicherheitskräfte 
 

Unter der Autorität des Premierministers bekämpft die ISA Terrorismus und Spionage um Land und den 
besetzen Gebieten. Die Nationalpolizei, darunter auch die Grenzpolizei und die Einwanderungspolizei, 
untersteht dem Ministerium für Innere Sicherheit. 
 

Zivile Behörden hatten effektive Kontrolle über die Polizeikräfte der ISA und die Regierung hatte effektive 
Mechanismen um Missbrauch und Korruption zu untersuchen und zu bestrafen. Es gab im Laufe des Jahres 
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keine Berichte über Straffreiheit in den Sicherheitskräften. Das Militär ist für die äußere Sicherheit zuständig 
und hat keine Zuständigkeit über Staatsbürger. 
 

Die DIPO untersucht Beschwerden gegen Polizisten und hat die Autorität Fälle anzuklagen oder zu 
Disziplinarverfahren weiterzuleiten. 
 

Die Nationalpolizei führte Trainingsprogramme in Koordination mit akademischen Institutionen und 
Menschenrechts-NGOs durch um Bewusstsein für Menschenrechte und kulturelle Sensibilität zu fördern. Im 
Laufe des Jahres bot die Nationalpolizei auch verpflichtende arabische Sprach- und Kulturkurse für alle neuen 
Kadetten.(USDOS - U.S. Department of State: Country Report on Human Rights Practices 2010, 08.04.2011) 
 

Polizeigewalt / Folter 
 

Israel verbot 2000 die Anwendung von Folter um Sicherheitsinformationen zu erhalten, aber mildere Formen 
von Zwang sind zulässig, wenn angenommen wird, dass der Gefangene wichtige Informationen über drohende 
Terrorangriffe hat. 

Menschenrechtsgruppen beschuldigen Israel noch immer Folter zu verwenden. 
 

(FH - Freedom House: Freedom in the World 2011, Mai 2011) 
 

Ein Urteil des Höchstgerichts von 1999 hielt fest, dass obwohl Folter und die Anwendung physischer oder 
psychischer Schmerzen illegal sind, die Verhörenden der Israel Security Agency (ISA) von Strafverfolgung 
ausgenommen werden können, wenn sie in außergewöhnlichen Fällen einer immanenten Bedrohung oder eines 
"tickende Bombe"- Szenarios solche Methoden anwenden. 
 

(USDOS - U.S. Department of State: Country Report on Human Rights Practices 2010,08.04.2011) 
 

Menschenrechtsorganisationen / Ombudsmann 
 

Zahlreiche einheimische und internationale Menschenrechtsgruppen arbeiteten ohne Beschränkungen durch die 
Regierung, untersuchten und veröffentlichten ihre Ergebnisse in Menschenrechtsfällen. Menschenrechts-NGOs 
können das Oberste Gericht direkt bezüglich Regierungspolitiken anrufen und individuelle Fälle beim Obersten 
Gericht berufen. 
 

Der staatliche Kontrolleur diente auch als Ombudsmann in Menschenrechtsangelegenheiten. Der Ombudsmann 
untersucht Beschwerden gegen Organe, die dem Audit des staatlichen Kontrolleurs unterliegen, darunter 
Ministerien, örtliche Behörden, staatliche Firmen und Institutionen, Regierungskorporationen und ihre 
Angestellten. Der Ombudsmann kann alle relevanten Untersuchungsmethoden anwenden und hat die Kapazität 
jeder Person oder Organ anzuordnen bei seiner Untersuchung zu assistieren. 
 

(USDOS - U.S. Department of State: Country Report on Human Rights Practices 2010,08.04.2011) 
 

Menschenrechte allgemein 
 

Prinzipielle Menschenrechtsprobleme waren institutionelle, rechtliche und gesellschaftliche Diskriminierung von 
arabischen Staatsbürgern, palästinensischen Einwohnern der Westbank und des Gazastreifens, nicht-orthodoxen 
Juden und anderen religiösen Gruppen; gesellschaftliche Diskriminierung von Personen mit Behinderung sowie 
gesellschaftliche Diskriminierung von und häusliche Gewalt gegen Frauen, besonders in der 
Beduinengesellschaft. 
 

(USDOS - U.S. Department of State: Country Report on Human Rights Practices 2010,08.04.2011) 
 

Presse- und Meinungsfreiheit 
 

In Israel wird die Pressefreiheit respektiert und die Medien sind lebhaft und unabhängig. Alle israelischen 
Zeitungen befinden sich in Privatbesitz und kritisieren die Regierungspolitik frei. Die Israel Broadcasting 
Authority betreibt öffentliche Radio- und Fernsehsender und kommerzielle Sender sind weithin verfügbar. 
Internetzugang ist weit verbreitet und unbeschränkt. Während gedruckte Artikel über Sicherheitsthemen einer 
Militärzensur unterliegen, ist die Bandbreite der erlaubten Berichterstattung weit. 
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(FH - Freedom House: Freedom in the World 2011, Mai 2011) 
 

Die Presse und Sender in Israel sind zahlreich und vielfältig und stehen für Unterschiede in Sprache, politischem 
Standpunkt und religiöser Perspektive. 
 

Nach Ansicht von Reporter ohne Grenzen genießt die israelische Presse trotz militärischer Zensur einen 
Spielraum, der in der Region unvergleichlich ist. (BBC News: Israel profile - Media, 31.08.2011, 
http://www.bbc.co.uk/news/world-middle-east-14629611, Zugriff 09.05.2012) 
 

Opposition, Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit 
 

Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit werden respektiert. In Israel gibt es eine aktive Zivilgesellschaft und 
Demonstrationen werden großteils erlaubt. Gruppen, die sich zur Zerstörung Israels bekennen, dürfen nicht 
demonstrieren. 
 

(FH - Freedom House: Freedom in the World 2011, Mai 2011) 
 

Das Gesetz gewährt den Staatsbürgern das Recht ihre Regierung friedlich zu wechseln und die Staatsbürger 
übten dieses Recht in der Praxis durch periodische, freie und faire Wahlen aus. 
 

Das Grundgesetz verbietet die Kandidatur jeder Partei oder Person, die die Existenz des Staates Israel leugnet, 
sowie den Status des jüdischen Volkes oder den demokratischen Charakter des Staates oder die Rassismus 
anfacht. Ansonsten arbeiteten politische Parteien ohne Beschränkungen oder Einmischung. 
 

(USDOS - U.S. Department of State: Country Report on Human Rights Practices 2010,08.04.2011) 
 

Haftbedingungen 
 

Das Gesetz gewährt Häftlingen das Recht auf Bedingungen, die ihrer Gesundheit oder Würde nicht schaden. 
Während verschiedene Organisationen Defizite fanden, entsprachen die Bedingungen in IPS (Israel Prison 
Service)-Einrichtungen für gewöhnliche Kriminelle und Sicherheitsgefangene nach Angaben internationaler und 
einheimischer NGOs generell internationalen Standards. 
 

Laut einem Haaretz Artikel vom Dezember 2010 gab es im der letzten Dekade durchschnittlich 13 unnatürliche 
Todesfälle (Suizid, Mord oder Vernachlässigung) in Gefängnissen. Am Ende des Jahres führten sowohl die 
Polizei als auch der Gefängnisdienst getrennte Untersuchungen der Ursachen der unnatürlichen Todesfälle, die 
im Laufe des Jahres vorkamen, durch. Laut Medienberichten begann der staatliche Kontrolleur 2009 in 
Selbstmorden im Gefängnis zu ermitteln um die Todesursache festzustellen. Gefangene hatten vernünftigen 
Zugang zu Besuchern, auch durch ein Programm des Internationalen Komitee vom Roten Kreuz, das Verwandte 
aus der Westbank für Gefängnisbesuche ins Land brachte. Nachdem die Hamas 2007 im Gazastreifen die Macht 
übernommen hatte, stoppte die Regierung ein ähnliches Programm aus dem Gazastreifen. 
 

Das Gesetz erlaubt Gefangenen bei Gefängnisbedingungen die substandard sind eine Petition an die 
Justizbehörden zu richten und die Behörden untersuchten glaubhafte Anschuldigungen unmenschlicher 
Bedingungen und dokumentierten die Ergebnisse solcher Untersuchungen öffentlich. 
 

Das IKRK überwacht regelmäßig die IPS Einrichtungen, Befragungseinrichtungen und die beiden 
provisorischen IDF (Israeli Defense Forces)-Haftzentren, aber überwachte nicht Sicherheitshäftlinge in 
Militärhaftzentren. 
 

(USDOS - U.S. Department of State: Country Report on Human Rights Practices 2010,08.04.2011) 
 

Todesstrafe 
 

Die Todesstrafe ist für gewöhnliche Straftaten abgeschafft. 
 

(AI - Amnesty International: Amnesty International Report 2011 - Zur weltweiten Lage der Menschenrechte, 
13.05.2011) 
 

Religionsfreiheit 
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Gemäß Zensus aus dem Jahr 2008 besteht die Bevölkerung Israels zu 75,6% aus Juden, 
 

16,9% Muslimen, 2% Christen, 1,7% Drusen und 3,8% Angehörigen anderer Religionen. 
 

(CIA The World Factbook: Israel, 13.04.2012, https://www.cia.gov/library/publications/theworld-
factbook/geos/is.html, Zugriff 09.05.2012) 
 

Obwohl Israels Gründungsdokumente das Land als "jüdischen und demokratischen Staat" definieren, ist die 
Religionsfreiheit respektiert. Christen, Muslime und Bahai haben in Angelegenheiten von Ehe, Scheidung und 
Bestattung Gerichtsbarkeit über ihre Anhänger. Seit das orthodoxe Establishment diese Angelegenheiten unter 
Juden generell regelt, sind Ehen zwischen Juden und Nichtjuden nicht staatlich anerkannt, außer sie werden im 
Ausland geschlossen. 
 

Im Juli 2010 verursachte ein Gesetzesvorschlag, der dem Oberrabbinat exklusive Kontrolle über den 
Konversionsprozess geben würde, signifikante Opposition nicht-orthodoxer Denominationen, da dies effektiv 
nicht-orthodoxe Konversionen zum Judaismus annulliert hätte. Es kommt gelegentlich zu Diskriminierung 
muslimischer und christlicher religiöser Autoritäten in Bezug auf Ressourcenallokation und Erhaltung religiöser 
Stätten, obwohl das Staatsbudget offiziell Förderungen gemäß den Bedürfnissen vorsieht. 
 

(FH - Freedom House: Freedom in the World 2011, Mai 2011) 
 

Das israelische Grundgesetz über Menschenwürde und Freiheit schützt die Religionsfreiheit durch Verweis auf 
die Deklaration zur Errichtung des Staates Israel, die das Land als jüdischen Staat mit vollständiger sozialer und 
politischer Gleichheit unabhängig von Religionszugehörigkeit beschreibt und Religionsfreiheit verspricht. In der 
Praxis schützte die Regierung generell die Religionsfreiheit. Obwohl es keine Verfassung gibt, trug die 
Regierungspolitik zur generell freien Religionsausübung bei obwohl es weiterhin Regierungs- und rechtliche 
Diskriminierung von Nichtjuden und nicht orthodoxen Strömungen des Judentums gab. 
 

Die Regierung erlaubt Angehörigen nicht anerkannter religiöser Gruppen ihren Glauben auszuüben, aber sie 
müssen ihre Personenstandsangelegenheiten durch eine Behörde innerhalb einer der anerkannten 
Gemeinschaften regeln lassen. 
 

Missionierung ist legal und Missionare aller religiöser Gruppen dürfen alle Staatsbürger missionieren. Ein 
Gesetz aus dem Jahr 1977 verbietet das Anbieten materieller Anreize für die Konversion. Es ist auch illegal 
Personen unter 18 Jahren zu konvertieren außer ein Elternteil ist Anhänger der religiösen Gruppe, die den 
Minderjährigen konvertieren möchte. Obwohl Missionieren legal ist unternahm die Regierung eine Reihe von 
Schritten um Missionieren zu entmutigen und die öffentliche Wahrnehmung, dass es illegal sei, zu fördern. 
Beispielsweise verhaftete das Innenministerium Personen, die verdächtigt wurden Missionare zu sein bei der 
Ankunft am Flughafen und verlangte von solchen Personen die Hinterlegung einer Kaution und ersuchte sie von 
missionarischen Tätigkeiten Abstand zu nehmen. Manchmal verweigerten Regierungsbeamte auch Personen, die 
sie für Missionare hielten, die Einreise. 
 

Das Rückkehrgesetz gibt jedem Juden das Recht zu immigrieren. Sowohl physische Abkömmlinge als auch 
Konvertiten wurden manchmal ausgeschlossen, allerdings nur aufgrund des religiösen Glaubens des potentiellen 
Einwanderers. 
 

Nichtorthodoxe Konvertiten zum Judaismus haben das Recht auf Rückkehr, die israelische Staatsbürgerschaft 
und Registrierung als Juden im zivilen Bevölkerungsregister. Diese Personen können nicht im Land heiraten, da 
sie nicht den orthodoxen Standards entsprechen. 
 

Gesellschaftliche Haltungen gegenüber missionarischen Aktivitäten und Konversion im Allgemeinen waren 
negativ. Die meisten Juden waren gegen missionarische Aktivitäten, die sich an Juden richteten und manche 
standen jüdischen Konvertiten zum Christentum feindselig gegenüber. Während Missionieren offiziell legal ist, 
waren Missionare weiterhin mit Belästigung und Diskriminierung durch manche jüdische Aktivisten und 
Organisationen konfrontiert. 
 

(USDOS - U.S. Department of State: July-December, 2010 International Religious FreedomReport, 13.09.2011) 
 

Grundversorgung / wirtschaftliche Lage 
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Das wasser- und rohstoffarme Land ist trotz überschaubarer Größe wirtschaftlich vielfältig und komplex. Ein 
modernes, Dienstleistungs- und Hightech-orientiertes Zentrum des Landes mit den Ballungsgebieten Tel Aviv, 
Haifa und Jerusalem mit namhaften, weltweit agierenden Unternehmen steht einer Peripherie im Norden und 
Süden gegenüber, die vor allem durch Hochleistungslandwirtschaft - dabei teilweise noch in den 
genossenschaftlichen Organisationsformen von Kibbutzim und Moshavim - und kleinere Industriebetriebe 
bestimmt wird. 
 

Eine kleine Gruppe sehr gut ausgebildeter, global orientierter Israelis bildet mit religiösen Bevölkerungsteilen 
und Minderheiten, die zum Teil nur marginal am Wirtschaftsleben teilnehmen, eine heterogene Gesellschaft, die 
spezifische Herausforderungen auch an die Wirtschaftspolitik stellt. Die Armutshäufigkeit in Israel liegt beim 
Doppelten des OECD- Durchschnitts. 
 

Die Arbeitsmarktentwicklung 2011 verlief positiv: Die Arbeitslosigkeit sank im Laufe des Jahres mit 5,5 % auf 
den niedrigsten Stand seit Beginn dieser Statistik vor 26 Jahren. Die außerordentlich positive 
gesamtwirtschaftliche Entwicklung hat damit auch entsprechende Resonanz auf dem Arbeitsmarkt gefunden. 
 

Mit den positiven Makrodaten kontrastiert die wachsende Unzufriedenheit weiter Teile der Bevölkerung mit 
ihrer persönlichen wirtschaftlichen Lage angesichts hoher Lebenshaltungskosten. Dies führte zu den bislang 
größten sozialen Protesten in der Geschichte des Landes im Sommer 2011 und entfachte dadurch eine intensive 
wirtschafts- und sozialpolitische Diskussion im Herbst 2011, die in zahlreiche Gesetzesvorschläge und 
Reformvorhaben beispielsweise zur Ankurbelung des Wettbewerbs mündeten. 
 

(AA - Auswärtiges Amt: Israel - Wirtschaft und Umwelt, Stand Februar 2012, 

http://www.auswaertiges-amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Israel/Wirtschaft_node.html, 
Zugriff09.05.2012) 
 

Das Sozialsystem basiert auf einem Gesetz, dass den Schutz der Arbeiter und eine Reihe nationaler und 
kommunaler Dienste, darunter die Pflege von Alten, Unterstützung für Alleinerzieher, Programme für Kinder 
und Jugendliche, Adoptionsagenturen und die Prävention und Behandlung von Alkoholismus und 
Drogenmissbrauch, regelt. 
 

Das Nationale Versicherungsinstitut bietet Menschen mit dauerhaftem Aufenthalt (auch Nichtstaatsbürgern) eine 
Reihe von Beihilfen, wie Arbeitslosenversicherung, Alterspension, Überlebendenbeihilfe, Mutterschaftsgeld und 
-Beihilfe, Kinderbeihilfe, Einkommensunterstützende Zahlungen und mehr. 
 

(MFA - Israel Ministry of Foreign Affairs: Israel in Brief, ohne Datum, 

http://www.mfa.gov.il/mfa/facts%20about%20israel/israel%20in%20brief/, Zugriff 11.05.2012) 
 

Für Kinder im Alter von fünf bis sechzehn Jahren besteht Schulpflicht, und bis zum Alter von 18 Jahren ist der 
Schulbesuch kostenfrei. Fast alle Drei- bis Vierjährigen besuchen einen Vorschulkindergarten; der Besuch eines 
Kindergartens ist jedoch nicht obligatorisch und auch nicht kostenlos. 
 

(Israelische Botschaft in Österreich: Bildungswesen, ohne Datum, 
http://embassies.gov.il/vienna/AboutIsrael/Pages/Bildungswesen.aspx, Zugriff 11.05.2012) 
 

Medizinische Versorgung 
 

Das Versorgungsniveau in Israel ist gut bis sehr gut, in den palästinensischen Gebieten dagegen deutlich 
eingeschränkt. 
 

(AA - Auswärtiges Amt: Israel: Reise- und Sicherheitshinweise, Stand 09.05.2012 (Unverändert gültig seit: 
24.04.2012), http://www.auswaertiges-amt.de/DE/Laenderinformationen/00-
SiHi/Nodes/IsraelSicherheit_node.html, Zugriff 09.05.2012) 
 

Europäischer Standard im Gesundheitswesen, mitunter Mängel im sanitären Bereich. 
 

(BMEIA - Außenministerium Österreich: Israel, Stand: 11.05.2012 (Unverändert gültig seit: 25.04.2012), 
http://www.bmeia.gv.at/aussenministerium/buergerservice/reiseinformation/a-zlaender/israel.html?dv_staat=67, 
Zugriff 11.05.2012) 
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Das Gesetz über die nationale Gesundheitsversicherung ist seit Jänner 1995 in Kraft und bietet einen 
standardisierten Korb medizinischer Dienste, darunter auch Krankenhausaufenthalt, für alle Einwohner Israels. 
Alle medizinischen Dienste werden von den vier Gesundheitsorganisationen des Landes zur Verfügung gestellt. 
 

Das Verhältnis von Ärzten zur Gesamtzahl der Bevölkerung und die Anzahl von Spezialisten schneiden im 
Vergleich mit den meisten entwickelten Ländern gut ab. 
 

(MFA - Israel Ministry of Foreign Affairs: Israel in Brief, ohne Datum, 

http://www.mfa.gov.il/mfa/facts%20about%20israel/israel%20in%20brief/, Zugriff 11.05.2012) 
 

Die Betreuung in den Krankenhäusern umfasst äußerst fortschrittliche Verfahren und Techniken, von In-vitro-
Fertilisation, CAT-Scannern und komplizierten Gehirnoperationen bis hin zu Knochenmark- und 
Organtransplantationen. 
 

Mutter-Kind-Zentren betreuen Frauen während der Schwangerschaft und Kinder von der Geburt bis ins 
Kleinkindalter. Ihre Leistungspalette reicht von pränatalen Untersuchungen, Früherkennung von geistigen und 
körperlichen Behinderungen und Impfungen bis hin zu regelmäßigen pädiatrischen Vorsorgeuntersuchungen und 
Gesundheitserziehung. 
 

(MFA - Israel Ministry of Foreign Affairs: Gesundheitsdienste, ohne Datum, 

http://www.mfa.gov.il/MFADE/Facts%20About%20Israel/GESUNDHEITS-%20Gesundheitsdienste, Zugriff 
11.05.2012) 
 

Behandlung nach Rückkehr 
 

Das Gesetz gewährt Bewegungsfreiheit im Land, Reisen ins Ausland, Auswanderung und Rückkehr und die 
Regierung respektierte diese Rechte in der Praxis für Staatsbürger. (USDOS - U.S. Department of State: Country 
Report on Human Rights Practices 2010, 08.04.2011) 
 

Doppelbestrafung 
 

Das Prinzip der "doppelten Strafverfolgung" in Israel wird zum Teil im Artikel 5 des Strafprozessrechts 
(konsolidierte Fassung) 1982 geregelt. 
 

Dieser Artikel 5 besagt, dass eine Person nicht für eine Tat vor Gericht gestellt wird, wenn diese Person bereits 
zuvor für eine Straftat im Zusammenhang mit derselben Tat von einer Anklage freigesprochen bzw. für schuldig 
befunden wurde. (ÖB Tel Aviv, 17.04.2013) 
 

3.2. Zur Person und den Ausreisegründen des Beschwerdeführers wird festgestellt: 
 

Die Identität des Beschwerdeführers steht fest. 
 

Der BF reiste am 30.01.2002 legal über den Flughafen Wien Schwechat in Österreich ein und verfügte seit dem 
Jahr 2003 über Niederlassungsbewilligungen für jeglichen Aufenthaltszweck. 
 

Der BF wurde vom LG für XXXX zu XXXX wegen §§ 15, 146, 147 Abs. 3, 133 Abs. 1 und 2 2. Fall, 169 Abs. 
1 und 298 Abs. 1 StGB zu einer Freiheitsstrafe von 24 Monaten, davon 16 Monate bedingt, rechtskräftig 
verurteilt worden. 
 

Ferner erfolgte am 27.07.2008 durch das LG XXXX zu XXXX eine rechtskräftige Verurteilung nach §§ 146, 
147 Abs. 3 15 StGB zu einer Freiheitsstrafe in der Dauer von 2 Jahren. 
 

Gegen den Beschwerdeführer wurde durch die Sicherheitsdirektion XXXX ein unbefristetes Aufenthaltsverbot, 
rechtskräftig mit 13.07.2007 verhängt. 
 

Vor seiner Haftentlassung am 18.03.2010 stellte der Beschwerdeführer am 23.02.2010 einen Antrag auf 
internationalen Schutz. 
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Der Beschwerdeführer ist mit einer israelischen Staatsangehörigen verheiratet und entstammen dieser Ehe drei 
Kinder. Sämtliche Angehörigen der Kernfamilie sind israelische Staatsbürger, verfügen in Österreich über eine 
Niederlassungsbewilligung und haben die österreichische Staatsbürgerschaft beantragt. 
 

Es kann nicht festgestellt werden, dass der Beschwerdeführer in seinem Heimatstaat vor seiner Ausreise 
asylrelevanter Verfolgung ausgesetzt war oder dort pro futuro einer solchen ausgesetzt sein wird. 
 

Es kann nicht festgestellt werden, dass der Beschwerdeführer einer Rückkehrgefährdung ausgesetzt ist. 
 

Der Beschwerdeführer leidet an keiner schweren Erkrankung und kann auch nicht festgestellt werden, dass 
dieser im Rückkehrfall in eine existenzgefährdende Notsituation geraten würde. Er befindet sich weder in einer 
medizinischen Behandlung, noch liegt eine aktuell lebensbedrohliche Erkrankung vor. 
 

Zum Entscheidungszeitpunkt konnte auch keine sonstige aktuelle Gefährdung des Beschwerdeführers in seinem 
Heimatland festgestellt werden. 
 

4. Beweiswürdigung 
 

Der erstinstanzlichen Bescheide basiert grundsätzlich auf einem ordnungsgemäßen Ermittlungsverfahren und 
fasst in der Begründung die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens, die bei der Beweiswürdigung maßgebenden 
Erwägungen und die darauf gestützte Beurteilung in der Rechtsfrage klar und übersichtlich zusammen. Das 
Bundesasylamt hat sich mit dem individuellen Vorbringen des BF auseinander gesetzt und in zutreffenden 
Zusammenhang mit der Situation des Beschwerdeführers gebracht. 
 

4.1. In der Beschwerde wurde kein substantiiertes Vorbringen erstattet, welches zu einem anderen 
Verfahrensausgang führen könnte. 
 

4.2. Die Feststellungen zur Person, Herkunft sowie zu den privaten und familiären Verhältnissen des 
Beschwerdeführers ergeben sich aus den im Akt einliegenden Dokumenten (Geburtsurkunde, Heiratsurkunde, 
israelischer Reisepass) und den diesbezüglichen Angaben im Verfahren. Die Angaben waren stringent und es ist 
kein Grund ersichtlich, warum der Beschwerdeführer in Bezug auf seine Person, Herkunft oder den 
Lebensunterhalt in Israel bzw. seine Situation in Österreich falsche Angaben hätten machen solle. Die 
Feststellungen zu den Verurteilungen, zum Aufenthaltsverbot und zur Haftentlassung resultieren aus einer 
Einsichtnahme in das Strafregister, das Fremdeninformationssystem sowie in das zentrale Melderegister. 
 

Dass die Angehörigen der Kernfamilie (Ehegattin und Kinder) des BF einen Antrag auf die Verleihung der 
österreichischen Staatsbürgerschaft gestellt haben, ergibt sich aus den im Beschwerdeverfahren vorgelegten 
entsprechenden Antragsbestätigungen der Stadt XXXX vom 21.03.2013. 
 

4.3. Der Asylgerichtshof geht wie bereits das Bundesasylamt davon aus, dass der Beschwerdeführer keine 
asylrelevante Verfolgungsgefahr glaubhaft gemacht hat. 
 

Es ist dem Bundesasylamt hinsichtlich der Beurteilung der Glaubwürdigkeit des BF insbesondere in folgendem 
Punkt zuzustimmen: 
 

Der Beschwerdeführer reiste bereits im Jahr 2001 legal in Österreich ein, stellte jedoch erst im Jahr 2010 einen 
Antrag auf internationalen Schutz, nachdem aufgrund zweier rechtskräftiger Verurteilungen gegen ihn ein 
Aufenthaltsverbot verhängt worden war und der BF mit einer Abschiebung nach Israel zu rechnen hatte. 
 

Hervorgehoben sei an dieser Stelle auch, dass das gegen den BF erlassene Aufenthaltsverbot bereits am 
13.07.2007 in Rechtskraft erwuchs, der BF jedoch erst kurz vor seiner Entlassung aus der Strafhaft am 
23.02.2010 den gegenständlichen Antrag auf internationalen Schutz stellte. 
 

Als Grund für seine Ausreise nannte der BF die Angst vor einer Blutrache bzw. die drohende Gefahr einer 
solchen. 
 

Nach seiner Einreise in Österreich stellte der BF jedoch keinen Asylantrag, sondern begnügte sich mit einem 
fremdenpolizeilichen Aufenthaltsrecht. 
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Auch nicht nach Rechtskraft den gegen ihn erlassenen Aufenthaltsverbotes am 13.07.2007, sondern erst kurz vor 
seiner Entlassung aus der Strafhaft stellte der BF am 23.02.2010 gegenständlichen Antrag auf internationalen 
Schutz. 
 

Eine derartige Vorgangsweise ist im Falle tatsächlicher Verfolgung bzw. der existenten Furcht vor einer solchen, 
wie diese nunmehr im Verfahren seitens des BF behauptet wird, nicht nachvollziehen, würde ein Fremder in 
einer solchen Situation doch keine Möglichkeit verstreichen lassen, die Gründe für seine Ausreise ehestmöglich 
darzulegen respektive unverzüglich staatlichen Schutz in einem für ihn sicheren Land beantragen. 
 

Zur Vorgangs - bzw. Verhaltensweise des Erstbeschwerdeführers nach seiner Einreise nach Österreich im Jahr 
2002 ist auch folgendes anzumerken: der Umstand, dass der BF erst nahezu drei Jahre nach der rechtskräftigen 
Verhängung eines Aufenthaltsverbotes gegen ihn einen Antrag auf internationalen Schutz in Österreich stellte, 
stellt ein weiteres Indiz für eine mangelnde Furcht vor Verfolgung dar und liegt der Verdacht nahe, dass dadurch 
eine Legalisierung des Aufenthalts erzwungen werden sollte. So sieht auch die Richtlinie 2004/83/EG des Rates 
vom 29.04.2004 über Mindestnormen für die Anerkennung und den Status von Drittstaatsangehörigen oder 
Staatenlosen als Flüchtlinge oder als Personen, die anderweitig internationalen Schutz benötigen, und über den 
Inhalt des zu gewährenden Schutzes (sog. Statusrichtlinie) in ihrem Art 4 Abs 5 lit d vor, dass dann, wenn für 
Aussagen des Antragstellers Unterlagen oder sonstige Beweise fehlen, diese Aussagen keines Nachweises 
bedürfen, wenn der Antragsteller internationalen Schutz zum frühest möglichen Zeitpunkt beantragt hat, es sei 
denn, er kann gute Gründe dafür vorbringen, dass dies nicht möglich war. Der Beschwerdeführer vermochte 
keineswegs solche Gründe anzuführen, sondern gab diesbezüglich vor dem Bundesasylamt lediglich an, dass er 
vorerst ein Aufenthaltsrecht für Österreich besessen habe, welches jedoch aufgrund seiner Straffälligkeit 
weggefallen sei, woraufhin er nach Verhängung eines Aufenthaltsverbotes gegen ihn einen Asylantrag gestellt 
habe. Nochmals sei betont, dass auch zwischen rechtskräftiger Verhängung des Aufenthaltsverbotes und der 
Asylantragstellung ein Zeitraum von nahezu drei Jahre verstrichen ist. 
 

Wendet man diese sekundärrechtliche Norm daher im Wege einer richtlinienkonformen Auslegung auf das 
gegenständliche Verfahren an, so ergibt sich im Umkehrschluss, dass gegenständlich jedenfalls Beweise 
erforderlich gewesen wären. In diesem Zusammenhang ist weiters auf Art 23 Abs 4 der Richtlinie 2005/85/EG 
des Rates vom 01.12.2005 über Mindestnormen für Verfahren in den Mitgliedstaaten zur Zuerkennung und 
Aberkennung der Flüchtlingseigenschaft (sog. Verfahrensrichtlinie) zu verweisen, nach dessen lit i ein 
Prüfungsverfahren dann beschleunigt durchgeführt werden kann, wenn es der Antragsteller ohne vernünftigen 
Grund versäumt hat, den Antrag zu stellen, obwohl er Gelegenheit dazu gehabt hätte. 
 

Für seine Unglaubwürdigkeit spricht auch, dass davon auszugehen ist, dass ein Asylwerber im Falle tatsächlicher 
Verfolgung keine sich ihm bietende Gelegenheit verstreichen lassen würde, diese vorzubringen (vgl. VwGH 
07.06.2000, 2000/01/0205), was der BF jedoch nicht getan hat, sondern seit seiner Einreise sieben Jahre und seit 
rechtskräftiger Verhängung des Aufenthaltsverbotes drei Jahre bis zur Stellung des gegenständlichen Antrages 
verstreichen ließ. 
 

Wie bereits seitens des BAA festgehalten wurde, fällt es auf, dass der Beschwerdeführer in seiner Stellungnahme 
an die Fremdenpolizei XXXX in seinem Aufenthaltsverbotsverfahren vom 17.04.2007 angab, im Jahr 2001 nach 
Österreich gereist zu sein, nachdem er in Israel drei Terroranschläge, bei denen er auch verletzt worden sei, 
überlebt habe und aus psychischen und physischen Gründen nicht mehr in der Lage sei, weiterhin in Israel zu 
leben. Ferner führte der BF aus, in seiner Heimat werde er weder strafrechtlich noch politisch verfolgt. Diesen 
Ausführungen fügte der BF im Berufungsverfahren keine weiteren Angaben hinzu, was dem Berufungsbescheid 
der Sicherheitsdirektion XXXX vom 13.07.2007, mit dem der erstinstanzliche Bescheid bestätigt wurde, 
entnommen werden kann. 
 

Erst mit seinem Antrag auf internationalen Schutz vom 23.02.2010 erklärte der BF hingegen erstmals seit seiner 
Einreise in Österreich im Jahr 2002, aus Angst vor Blutrache aus Israel geflüchtet zu sein, und erwähnte die im 
fremdenpolizeilichen Verfahren geltend gemachten Gründe (Opfer von drei Terroranschlägen) mit keinem Wort. 
 

Eine derartige Vorgangsweise ist jedoch in keiner Weise nachvollziehbar, hat doch der BF nicht einmal in 
Kenntnis des gegen ihn laufenden Aufenthaltsverbotsverfahrens die nunmehr im Asylverfahren geltend 
gemachten Befürchtungen hinsichtlich einer möglichen Blutrache genannt, sondern dort vielmehr völlig andere 
Gründe, die einer Rückkehr nach Israel entgegenstünden, genannt. 
 

Über entsprechenden Vorhalt in der Einvernahme vor dem BAA am 09.05.2013 gab der BF dazu lediglich an, er 
habe beides erlebt. Überdies sei bei der fremdenpolizeilichen Einvernahme seine Ehegattin anwesend gewesen 
und habe er sie mit diesen Problemen (Blutrache) nicht belasten wollen. 
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Seitens des Asylgerichtshofes wurde nunmehr gegenständliche fremdenpolizeiliche Einvernahme beim 
fremdenpolizeilichen Büro der LPD XXXX angefordert und teilte dieses mit Schreiben vom 26.02.2013 mit, 
dass das betreffende Verfahren gegen den BF auf freiem Fuß geführt wurde und daher kein 
Einvernahmeprotokoll, sondern lediglich eine schriftliche Stellungnahme des rechtsfreundlichen Vertreters des 
BF vorliege, welche in einem übermittelt wurde. 
 

Sohin geht die Erklärung des BF in der obzitierten Einvernahme vor dem BAA, wonach er seine in der 
Einvernahme anwesende Gattin nicht mit der Blutrache habe belasten wollen, zur Gänze ins Leere bzw. ist diese 
als unglaubwürdige Schutzbehauptung zu qualifiizieren, zumal den Ausführungen der LPD XXXX zufolge im 
fremdenpolizeilichen Verfahren des BF keine Einvernahme durchgeführt wurde. Überdies ist anzumerken, dass 
im Falle einer tatsächlichen Furcht vor Verfolgung - konkret vor einer Ermordung aufgrund einer Blutfehde - 
eine Rücksichtnahme auf die Gattin, wie sie der BF behauptet, keinesfalls nachzuvollziehen ist. 
 

Das nunmehr dargelegte Verhalten des BF bzw. dessen Vorgehensweise lässt klar den Schluss zu, dass der 
Asylantrag nur den Zweck erfüllen soll, bevorstehende fremdenpolizeiliche Maßnahmen, wie etwa eine 
Abschiebung seiner Person zu verhindern oder diese zumindest zeitlich zu verzögern. Die Stellung des 
Asylantrages aus asylfremden Gründen ist daher im gegenständlichen Fall klar erkennbar. In diesem 
Zusammenhang ist auf die Position des UNHCR (siehe European Series, 

Der Schutz von Flüchtlingen in Westeuropa: Tendenzen in der Gesetzgebung und die Position von UNHCR, 
deutsche Fassung Nr. 3 April 1996) zu verweisen, wonach Asylanträge eindeutig als in missbräuchlicher Absicht 
gelten, wenn der Antrag erst gestellt wird, um einer drohenden Ausweisung zuvorzukommen, dies allerdings nur 
dann, wenn der Asylantragsteller zuvor ausreichend Gelegenheit hatte, einen Asylantrag zu stellen und keine 
Erklärung für die Verzögerung angeben kann. 
 

Darüber hinaus ist festzuhalten, dass der BF hinsichtlich der von ihm behaupteten Ermordung seines Verwandten 
im Jahr 2009 wegen Blutrache keinerlei Bescheinigungsmittel vorlegte. Es kann jedoch nicht festgestellt werden, 
dass es dem BF nicht möglich bzw. zumutbar gewesen wäre, entsprechende Bescheinigungsmittel, welche 
zumindest diese Behauptung belegen würde, vorzulegen, wenn diese tatsächlich existieren. Es wäre ihm frei 
gestanden, mit seinen im Herkunftsstaat lebenden Verwandten, insbesonders seinem Vater oder seinen Bruder, 
in Kontakt zu treten, und diese zu ersuchen Bescheinigungsmittel herbeizuschaffen. Im gegenständlichen Fall 
versuchte der BF während seines Aufenthalts in Österreich seit dem Jahr 2002 nicht einmal entsprechende 
Schritte zu setzen, sondern verhielt sich im Rahmen der Obliegenheit der Bescheinigungspflicht passiv, obwohl 
davon auszugehen wäre, dass eine durchschnittlich sorgfältige beschwerdeführende Partei nichts unversucht 
lässt, um ihr Vorbringen zu bescheinigen, zumal sie bereits spätestens seit Erlassung des gegenständlichen 
zurückverweisenden Erkenntnisses bzw. seit seiner nochmaligen Einvernahme und Erlassung des angefochtenen 
Bescheides des BAA weiß, dass ihr nicht geglaubt wird. 
 

Der BF hat auch bis dato keinerlei Hintergründe zu der von ihm vorgebrachten Blutrache wie Namen oder Daten 
bzw. auslösende Ereignisse angeführt und so seinem Vorbringen mehr Substanz verliehen, sondern beließ es bei 
seinen allgemeinen, unsubstantiierten Ausführungen, wonach zwei Männer zu ihm ins Geschäft gekommen seien 
und ihm mitgeteilt hätten, dass er Israel schnellstmöglich verlassen müsse. Es habe sich dabei um Bekannte 
seines Onkels gehandelt, die ihm diesen Rat gegeben hätten (Einvernahme des BAA, AS 79). 
 

Der BF gab dazu auch in der Einvernahme vor dem BAA am 09.05.2012 an, keine Einzelheiten zu kennen; sein 
Vater kenne eventuell die Namen der Personen, von denen er bedroht werde, er wolle ihm diese aber nicht sagen, 
da er ihn schützen wolle. 
 

Eine derartige Vorgehensweise ist jedoch in keiner Weise plausibel und spricht einmal mehr für die 
Unglaubwürdigkeit der Angaben des BF, da doch gerade in einer Gefährdungssituation, wie diese vom BF 
angegeben wird, jede Information über die drohenden Personen und die Ursache für die Bedrohung sowie 
aktuelle Entwicklungen von enormer Wichtigkeit sind und auch dem Schutz des BF dienen würden. 
 

Auch divergiert diese Angabe wiederum mit den Ausführungen des BF in seiner Stellungnahme vom 
18.10.2012, wonach er im Jänner 2002 erstmals persönlich mit dem Leben bedroht worden sei, zumal bis dahin 
von einer konkreten Lebensbedrohung nicht die Rede war. 
 

Eine gravierende Divergenz im Vorbringen des BF ist überdies darin zu erblicken, dass dieser einerseits seinen 
Angaben zufolge von zwei Männern im Geschäft, in dem er gearbeitet habe, kurz nach Jahresbeginn 2002 
gewarnt worden sei (AS 77), während er in seiner Stellungnahme vom 18.10.2012 auf seine Arbeitsbestätigung 
verwies, wonach er bis 31.12.2001 als Geschäftsleiter tätig gewesen sei. Zumal sich diese beiden Zeitangaben 
nicht vereinbaren lassen spricht dies einmal mehr für die Unglaubwürdigkeit der Angaben des BF. 
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Gegen die Glaubwürdigkeit der Angaben des BF spricht letztlich auch, dass der BF bis dato abgesehen von 
diesem einmaligen Vorfall, nachdem er unverzüglich das Land verlassen haben will, keine weitere Suche nach 
seiner Person oder andere Vorfälle wie etwa Drohungen gegenüber seiner Familie ins Treffen führte, wäre es 
doch bei einem tatsächlichen Interesse an seiner Person doch sicher zu weiteren Vorkommnissen oder 
Nachforschungen hinsichtlich seiner Person gekommen, was der BF jedoch nicht behauptet hat, obwohl er nach 
wie vor Kontakt zu seinen Eltern und seinem Bruder per Internet hat (AS 301). Der BF erklärte vielmehr 
dezidiert in der Einvernahme vor dem BAA am 09.05.2012, dass sein Vater in Ruhe gelassen werde. 
 

Auch der im Verfahren vorgelegte Antrag auf Namensänderung vom 19.10.1982 vermag an oa. 
Beweiswürdigung nichts zu ändern, können die Gründe hiefür doch mannigfaltig sein. 
 

Im gegenständlichen Fall war daher festzustellen, dass dem BF auch aus europarechtlicher Sicht die 
Glaubhaftmachung des behauptetermaßen ausreisekausalen Sachverhaltes nicht gelang, zumal nicht festgestellt 
werden konnte, dass die Aussagen der BF kohärent und plausibel sind und zu den für seinen Fall relevanten 
besonderen und allgemeinen Informationen nicht in Widerspruch stehen und er aufgrund der mangelnden 
Glaubhaftigkeit des Vorbringens auch den geforderten Nachweis nicht erbrachte (das Gebot der 
richtlinienkonformen Interpretation der entsprechenden asylrechtlichen Bestimmungen entspricht auch dem 
Gesetzgeber [vgl.Wortlaut der RV zum AsylG 2005: "...Mit dem vorgeschlagenen 

Entwurf werden folgende Richtlinien umgesetzt ... : Richtlinie 

2004/83/EG des Rates vom 29. April 2004 über Mindestnormen für die Anerkennung und den Status von 
Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als Flüchtlinge oder als Personen, die anderweitig internationalen 
Schutz benötigen, und über den Inhalt des zu gewährenden Schutzes, ABl. Nr. L 304 vom 30.09.2004 S. 12, 
CELEX Nr. 32004L0083; ..."]). 
 

In einer Gesamtschau ist daher davon auszugehen, dass sich das Fluchtvorbringen des Beschwerdeführers als 
unglaubwürdig darstellt und dass es sich bei diesem um ein Konstrukt handelt, welches aufgrund von 
Widersprüchlichkeiten, Unplausibilität und mangelnder Nachvollziehbarkeit nicht geeignet war, der 
Glaubhaftmachung gerecht zu werden und ist daher dem BAA in seiner Ansicht beizupflichten. 
 

4.4. Die vom BAA vorgenommene Beweiswürdigung ist im Sinne der allgemeinen Denklogik und der 
Denkgesetze grundsätzlich in sich schlüssig und stimmig. Sie steht auch im Einklang mit der Judikatur des 
Verwaltungsgerichtshofes, wonach die Behörden einen Sachverhalt grundsätzlich nur dann als glaubwürdig 
anerkennen, wenn der Asylwerber während des Verfahrens im Wesentlichen gleich bleibende Angaben macht, 
wenn diese Angaben wahrscheinlich und damit einleuchtend erscheinen und wenn erst sehr spät gemachte 
Angaben nicht den Schluss aufdrängten, dass sie nur der Asylerlangung um jeden Preis dienen sollten, der 
Wirklichkeit aber nicht entsprechen. Als glaubhaft könnten Fluchtgründe im Allgemeinen nicht angesehen 
werden, wenn der Asylwerber die nach seiner Meinung einen Asyltatbestand begründenden Tatsachen im Laufe 
des Verfahrens unterschiedlich oder sogar widersprüchlich darstellt, wenn seine Angaben mit den der Erfahrung 
entsprechenden Geschehnisabläufen nicht vereinbar und daher unwahrscheinlich erscheinen oder wenn er 
maßgebliche Tatsachen erst sehr spät im Laufe des Asylverfahrens vorbringt (VwGH 6.3.1996, 95/20/0650). 
 

Die freie Beweiswürdigung ist ein Denkprozess der den Regeln der Logik zu folgen hat und im Ergebnis zu 
einer Wahrscheinlichkeitsbeurteilung eines bestimmten historisch-empirischen Sachverhalts, also von Tatsachen, 
führt. Der Verwaltungsgerichtshof führt dazu präzisierend aus, dass eine Tatsache in freier Beweiswürdigung nur 
dann als erwiesen angenommen werden darf, wenn die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens ausreichende und 
sichere Anhaltspunkte für eine derartige Schlussfolgerung liefern (VwGH 28.09.1978, Zahl 1013, 1015/76). 
Hauer/Leukauf, Handbuch des österreichischen Verwaltungsverfahrens, 

5. Auflage, § 45 AVG, E 50, Seite 305, führen beispielsweise in Zitierung des Urteils des Obersten Gerichtshofs 
vom 29.02.1987, Zahl 13 Os 17/87, aus: "Die aus der gewissenhaften Prüfung aller für und wider vorgebrachten 
Beweismittel gewonnene freie Überzeugung der Tatrichter wird durch eine hypothetisch denkbare andere 
Geschehensvariante nicht ausgeschlossen. Muss doch dort, wo ein Beweisobjekt der Untersuchung mit den 
Methoden einer Naturwissenschaft oder unmittelbar einer mathematischen Zergliederung nicht zugänglich ist, 
dem Richter ein empirisch-historischer Beweis genügen. Im gedanklichen Bereich der Empirie vermag daher 
eine höchste, ja auch eine (nur) hohe Wahrscheinlichkeit die Überzeugung von der Richtigkeit der 
wahrscheinlichen Tatsache zu begründen, (...)". 
 

Aus Sicht des Asylgerichtshofes ist unter Heranziehung dieser, von der höchstgerichtlichen Judikatur 
festgelegten, Prämissen für den Vorgang der freien Beweiswürdigung dem Bundesasylamt nicht 
entgegenzutreten, wenn es zum angeführten Ergebnis kommt, wonach es der beschwerdeführenden Partei weder 
gelungen ist, eine asylrelevante Gefährdung noch eine sonstige Rückkehrgefährdung glaubhaft zu machen und 
schließt sich der Asylgerichtshof den Ausführungen des Bundesasylamtes zur mangelnden Glaubwürdigkeit der 
Angaben des Beschwerdeführers vollinhaltlich an. 
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4.5. Zur Zulässigkeit der ergänzenden Beweiswürdigung durch den Asylgerichtshof ist festzuhalten: 
 

Die Zulässigkeit für den Asylgerichtshof über die Beweiswürdigung der Erstbehörde hinaus ergänzende 
Schlüsse aus den bisherigen Ermittlungen zu ziehen, ergibt sich aus § 41 Abs 7, 2. Fall, AsylG 2005, wonach 
von einer mündlichen Verhandlung auch dann abgesehen werden kann, wenn sich aus "den bisherigen 
Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass das Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht". Um der 
Begründungspflicht, resultierend aus § 60 AVG, wonach der Bescheid [das Erkenntnis] erkennen lassen muss, 
aus welchen Erwägungen die Behörde [der Asylgerichtshof] zu dieser Ansicht gelangt ist, zu entsprechen, bedarf 
es aber einer (nachvollziehbaren) Darstellung der dafür maßgeblichen gedanklichen Vorgänge. 
 

Der Gesetzgeber verwendet hier mit "zweifelsfrei" eine andere Diktion wie im § 6 Abs 1 Z 4 AsylG 1997 idFd 
Asylgesetz-Novelle 2003, wonach ein Asylantrag als offensichtlich unbegründet 

abzuweisen ist, wenn das "......Bedrohungsszenario offensichtlich 

den Tatsachen nicht entspricht". Schon aus dem anders gewählten Wortlaut leuchtet es ein, dass der Gesetzgeber 
hier im § 41 Abs 7 2. Fall AsylG 2005 idgF - womit eine Erweiterung der Möglichkeit der Abstandnahme von 
einer mündlichen Verhandlung geschaffen werden sollte - mit "zweifelsfrei" auf Grund des anderen Wortsinnes 
eine andere Wertung anlegen wollte, als mit der "Offensichtlichkeit", ansonsten es keiner Änderung der Diktion 
bedurft hätte. Daraus resultiert aber auch, dass sich die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zur 
Offensichtlichkeit (vgl. Feßl/Holzschuster, Asylgesetz 1997 Praxiskommentar, S 100ff mwN auf die Judikatur 
des VwGH) im zitierten § 6 AsylG 1997 nicht ohne weiteres auf diese neue Bestimmung übertragen lässt. Dem 
Wortsinn nach ist unter "zweifelsfrei" die "Freiheit von (innerer) Unsicherheit, Ungewissheit, mangelndem 
Glauben oder innerem Schwanken gegenüber einem (möglichen) Sachverhalt oder einer Behauptung" zu 
verstehen. Zu dieser Überzeugung hat der Richter (das Gericht) auf Basis der "bisherigen Ermittlungen" zu 
gelangen. 
 

Hier ergeben sich derartige Fakten aus den eigenen Angaben des Beschwerdeführers im Rahmen des 
erstinstanzlichen Ermittlungsverfahrens. Der Asylgerichtshof ist nicht verhalten, den Asylwerber zu 
Widersprüchen in Ansehung seines Asylantrages zu befragen, weil keine Verpflichtung besteht, ihm im Wege 
eines behördlichen Vorhalts zur Kenntnis zu bringen, dass Widersprüche in seinen eigenen Aussagen vorhanden 
seien, die im Rahmen der gem. § 45 Abs. 2 AVG vorzunehmenden Beweiswürdigung zu seinem Nachteil von 
Bedeutung sein könnten, und ihm aus diesem Grunde eine Stellungnahme hiezu zu ermöglichen (VwGH 
4.11.1992, 92/01/0560; vgl. ua. auch VwGH 27.6.1985, 85/18/0219; 3.4.1998, 95/19/1734; 30.1.1998, 
95/19/1713 wonach keine Verpflichtung besteht, den vom Antragsteller selbst vorgebrachten Sachverhalt zu 
Gehör zu bringen [siehe auch Hengstschläger/Leeb, AVG Kommentar, Rz 29 zu § 45 mwN]). Die Behörde bzw. 
das Gericht ist auch nicht verpflichtet, dem Antragsteller Gelegenheit zur Stellungnahme hinsichtlich einer 
vorgenommenen Beweiswürdigung zu geben [Hinweis E 23. April 1982, 398/80] (VwGH25.11.2004, 
2004/03/0139; Hengstschläger/Leeb, AVG Kommentar, Rz 25 zu § 45 mwN). Wenn die Behörde bzw. das 
Gericht aufgrund der vorliegenden Widersprüche zur Auffassung gelangte, dass dem Asylwerber die 
Glaubhaftmachung (seiner Fluchtgründe) nicht gelungen ist, so handelt es sich um einen Akt der freien 
Beweiswürdigung (VwGH 4.11.1992, 92/01/0560). 
 

4.6. Der Beschwerdeführer beantragte die Anberaumung einer mündlichen Verhandlung. In der Beschwerde 
wurde aber nicht angeführt, was bei einer weiteren - persönlichen Einvernahme im Asylverfahren - konkret an 
entscheidungsrelevantem und zu berücksichtigendem Sachverhalt noch hervorkommen hätte können. So 
argumentiert auch der Verwaltungsgerichtshof in ständiger Rechtsprechung, dass schon in der Beschwerde 
darzulegen ist, was eine ergänzende Einvernahme an vorliegenden Widersprüchen hätte ändern können bzw. 
welche wesentlichen Umstände (Relevanzdarstellung) dadurch hervorgekommen wären (z.B. VwGH 4.7.1994, 
94/19/0337). 
 

4.7. Zusammenfassend wurde die Beweiswürdigung des Bundesasylamtes in der Beschwerde auch nicht 
substantiiert bekämpft, weshalb der Asylgerichtshof nicht veranlasst war, das Ermittlungsverfahren zu 
wiederholen bzw. zu ergänzen (vgl. zB. VwGH 20.1.1993, 92/01/0950; 14.12.1995, 95/19/1046; 30.1.2000, 
2000/20/0356; 23.11.2006, 2005/20/0551 ua.). In der Beschwerde wurde kein substantiiertes Vorbringen 
erstattet, welches zu einem anderen Verfahrensausgang hätte führen können (vgl. zB. VwGH 20.1.1993, 
92/01/0950; 14.12.1995, 95/19/1046; 30.1.2000, 2000/20/0356; 23.11.2006, 2005/20/0551 ua.). 
 

4.8. Insofern in der Beschwerde seitens der Beschwerdeführer moniert wird, dass das BAA ein mangelhaftes 
Ermittlungsverfahren durchgeführt habe, wird hierzu festgestellt, dass nach Ansicht des AsylGH das 
Bundesasylamt ein mängelfreies, ordnungsgemäßes Ermittlungsverfahren durchgeführt und in der Begründung 
des angefochtenen Bescheides jeweils die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens, die bei der Beweiswürdigung 
maßgebenden Erwägungen und die darauf gestützte Beurteilung in der Rechtsfrage klar und übersichtlich 
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zusammengefasst hat. Den Protokollen über die asylbehördliche Einvernahmen ist auch eindeutig zu entnehmen, 
dass der BF in ausreichendem Ausmaß im Hinblick auf die von ihm geschilderte Bedrohungssituation bzw. zur 
Rückkehr befragt wurde. Nach der Judikatur des VwGH (vgl. 20.01.1993, 92/01/0752; 19.05.1994, 94/19/0465; 
VwGH 30. 11. 2000, 2000/01/0356) obliegt es dem Asylwerber, alles Zweckdienliche für die Erlangung der von 
ihm angestrebten Rechtsstellung vorzubringen sowie Bescheinigungsmittel vorzulegen und ist die Behörde nicht 
verpflichtet, den Antragsteller derart anzuleiten, dass sein Antrag von Erfolg gekrönt sein muss. 
 

Aus dem Wesen der Glaubhaftmachung des Vorbringens ergibt sich auch, dass die Ermittlungspflicht der 
Behörde durch die vorgebrachten Tatsachen und angebotenen Beweise eingeschränkt ist (VwGH 29.3.1990, 
89/17/0136; 25.4.1990, 90/08/0067). Die Verpflichtung der Behörde zur amtswegigen Ermittlungspflicht geht 
nicht so weit, dass sie in jeder denkbaren Richtung Ermittlungen durchzuführen hätte, sondern sie besteht nur 
insoweit, als konkrete Anhaltspunkte aus den Akten (etwa das Vorbringen der Partei (VwSlg 13.227 A/1990) 
dazu Veranlassung geben (VwGH 4.4.2002, 2002/08/0221). Es ist in erster Linie Obliegenheit des Asylwerbers 
auf Nachfrage alles Zweckdienliche für die Erlangung der von ihm angestrebten Rechtsstellung darzulegen (vgl 
VwGH 16. 12 1987, 87/01/0299; 13. 4. 1988, 87/01/0332; 19. 9. 1990, 90/01/0133; 7. 11. 1990, 90/01/0171; 24. 
1. 1990, 89/01/0446; 30. 1. 1991, 90/01/0196; 30. 1. 1991, 90/01/0197; vgl zB auch VwGH 16. 12. 1987, 
87/01/0299; 2. 3. 1988, 86/01/0187; 13. 4. 1988, 87/01/0332; 17. 2. 1994, 94/19/0774) und glaubhaft zu machen 
(VwGH 23.2.1994, 92/01/0888; 19.3.1997, 95/01/0525). Bloßes Leugnen oder eine allgemeine Behauptung 
reicht für eine Glaubhaftmachung grds. nicht aus (VwGH 24.2.1993, 92/03/0011; 1.10.1997, 96/09/0007). 
 

4.9. Die allgemeinen länderkundlichen Feststellungen des Asylgerichtshofes resultieren aus den zitierten 
Länderdokumenten, welche auf verschiedenartigen, objektiven Quellen, die inhaltlich miteinander in Einklang 
stehen, basieren. 
 

Das Länderdokumentationspapier wurde von der Staatendokumentation des BAA erstellt, dessen Qualität ob der 
gesetzlichen Verpflichtung der Staatendokumentation zur wissenschaftlichen Aufarbeitung der gesammelten 
Tatsachen nach objektiven Kriterien (vgl. § 60 Abs. 2 AsylG) nicht in Zweifel gezogen wird. 
 

Es ist allgemein zu den Feststellungen auszuführen, dass es sich bei den herangezogenen Quellen zum Teil um 
staatliche bzw. staatsnahe Institutionen handelt, die zur Objektivität und Unparteilichkeit verpflichtet sind. 
 

Zur Auswahl der Quellen wird angeführt, dass sich die Staatendokumentation einer ausgewogenen Auswahl 
verschiedener Quellen, sowohl staatlichen, als auch nichtstaatlichen Ursprunges bediente, um sich so ein 
möglichst umfassendes Bild von der Lage im Herkunftsstaat des Beschwerdeführers machen zu können. Zur 
Aussagekraft der einzelnen Quellen wird angeführt, dass zwar in nationalen Quellen rechtsstaatlich-
demokratisch strukturierter Staaten, von denen der Staat der Veröffentlichung davon ausgehen muss, dass sie 
den Behörden jenes Staates über den berichtet wird zur Kenntnis gelangen, diplomatische Zurückhaltung geübt 
wird, wenn es um Sachverhalte geht, für die ausländische Regierungen verantwortlich zeichnen, doch 
andererseits sind gerade diese Quellen aufgrund der nationalen Vorschriften vielfach zu besonderer Objektivität 
verpflichtet, weshalb diesen Quellen keine einseitige Parteiennahme weder für den potentiellen Verfolgerstaat, 
noch für die behauptetermaßen Verfolgten unterstellt werden kann. 
 

Jedenfalls handelt es sich bei den den Verfahren zugrundegelegten Quellen um Berichte staatlicher oder 
staatsnaher Institutionen, denen aufgrund ihrer Verpflichtung zu Objektivität und Unparteilichkeit keine 
Voreingenommenheit unterstellt werden kann. 
 

Der Beschwerdeführer trat diesen auch in keiner Weise entgegen. 
 

Insofern der BF in seiner Stellungnahme vom 03.06.2013 auf die angespannte Lage in der Grenzregion zwischen 
Israel und Libanon hinweist und darauf verweist, dass sich die Lage in den Letzten Tagen insofern zugespitzt 
habe, als sich der Konflikt in Syrien ausweite, und ein erhöhtes Gefährdungspotential in der Grenzregion 
Libanon-Israel-Syrien darstelle, auf Schusswechsel zwischen israelischem Militär und syrischer Armee im 
Gebiet der Golan- höhnen verweist und dazu aktuelle Medienberichte zitiert ist im Hinblick auf eine damit 
geltend gemachte Rückkehrgefährdung des BF festzuhalten wie folgt: 
 

Die zitierten Medienberichte und die darin kolportierten Vorkommnisse sind auch dem erkennenden Senat 
bekannt. Die allgemeine Sicherheitslage in Israel ist jedoch auch aktuell nicht in einer Weise beeinträchtigt, dass 
quasi jeder Bürger in Israel einer über die bloße Möglichkeit hinausgehenden, realen Gefährdung von Leib und 
Leben ausgesetzt wäre, sondern sind lediglich einige Regionen betroffen und richten sich Anschläge vor allem 
gegen militärische Ziele. Es ist somit nicht davon auszugehen, dass sich aus aktueller Sicht die allgemeine Lage 
in Israel entscheidungsrelevant zum Nachteil verändert hätte, weshalb auch keine Rückkehrgefährdung im Sinne 
der gesetzlichen Bestimmungen gegeben ist. 
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Auch das österreichische Außenministerium spricht bezüglich Israel keine generelle Reisewarnung aus (aktuelle 
Information und Zugriff am 01.07.2013), berichtet jedoch von einem hohen Sicherheitsrisiko in folgenden 
Gebieten: Grenzgebiete zu Libanon, Syrien/Golanhöhen, Gazastreifen, Ägypten/Sinai. 
 

Eine generelle Rückkehrgefährdung bei einer Rückreise des BF ist sohin zum nunmehrigen 
Entscheidungszeitpunkt auszuschließen. 
 

Zu einer allfällig existenziellen Gefährdung des Beschwerdeführers im Falle einer Rückkehr ist auszuführen, 
dass unter Berücksichtigung der getroffenen Länderfeststellungen, jedenfalls keine existentielle Gefährdung 
festgestellt werden kann. Zum Entscheidungszeitpunkt sind auch keine Umstände notorisch, aus denen sich eine 
ernste Verschlechterung der allgemeinen Lage oder der wirtschaftlich-sozialen Lage in Israel ergeben würde. 
 

5. Rechtlich folgt: 
 

5.1. Zu Spruchpunkt I. der erstinstanzlichen Bescheide: 
 

Gemäß § 3 Abs. 1 Asylgesetz 2005 ist einem Fremden, der einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, 
soweit dieser Antrag nicht wegen Drittstaatsicherheit oder Zuständigkeit eines anderen Staates zurückzuweisen 
ist, der Status des Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im Herkunftsstaat Verfolgung 
im Sinne des Art. 1, Abschnitt A, Z. 2 der Genfer Flüchtlingskonvention droht und keiner der in Art. 1 Abschnitt 
C oder F der Genfer Flüchtlingskonvention genannten Endigungs- oder Ausschlussgründe vorliegt. 
 

Flüchtling i.S.d. Asylgesetzes ist, wer aus wohlbegründeter Furcht, aus Gründen der Rasse, Religion, 
Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung verfolgt zu 
werden, sich außerhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht 
nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder wer staatenlos ist, sich infolge obiger 
Umstände außerhalb des Landes seines gewöhnlichen Aufenthaltes befindet und nicht in der Lage oder im 
Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, in dieses Land zurückzukehren. 
 

Zentrales Element des Flüchtlingsbegriffs ist die "wohlbegründete Furcht vor Verfolgung". 
 

Eine Furcht kann nur dann wohlbegründet sein, wenn sie im Licht der speziellen Situation des Asylwerbers unter 
Berücksichtigung der Verhältnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist (vgl. zB. VwGH E vom 
22.12.1999, Z1. 99/01/0334; VwGH E vom 21.12.2000, Z1. 2000/01/0131; VwGH E vom 25.1.2001, Zi. 
2001/20/0011). Es kommt nicht darauf an, ob sich eine bestimmte Person in einer konkreten Situation tatsächlich 
fürchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft begabte Person in dieser Situation (aus Konventionsgründen) 
fürchten würde. Unter Verfolgung ist ein ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher Intensität in die zu 
schützende persönliche Sphäre des einzelnen zu verstehen. Erhebliche Intensität liegt vor, wenn der Eingriff 
geeignet ist, die Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates bzw. der Rückkehr in das 
Land des vorigen Aufenthaltes zu begründen. Die Verfolgungsgefahr steht mit der wohlbegründeten Furcht in 
engstem Zusammenhang und ist Bezugspunkt der wohlbegründeten Furcht. Eine Verfolgungsgefahr ist dann 
anzunehmen, wenn eine Verfolgung mit einer maßgeblichen Wahrscheinlichkeit droht, die entfernte Möglichkeit 
einer Verfolgung genügt nicht. (VwGH E vom 21.12.2000, Zl. 2000/01/0131; VwGH E vom 25.1.2001, Zl. 
2001/20/0011). 
 

Für eine "wohlbegründete Furcht vor Verfolgung" ist es nicht erforderlich, dass bereits Verfolgungshandlungen 
gesetzt worden sind; sie ist vielmehr bereits dann anzunehmen, wenn solche Handlungen zu befürchten sind 
(VwGH E vom 26.2.1997, Z1. 95/01/0454, VwGH E vom 09.04.1997, Z1. 95/01/055), denn die 
Verfolgungsgefahr - Bezugspunkt der Furcht vor Verfolgung - bezieht sich nicht auf vergangene Ereignisse (vgl. 
VwGH E 18.4.1996, 95/20/0239; VwGH E vom 16.02.2000, Z1. 99/01/0397), sondern erfordert eine Prognose. 
Verfolgungshandlungen die in der Vergangenheit gesetzt worden sind, können im Rahmen dieser Prognose ein 
wesentliches Indiz für eine Verfolgungsgefahr sein (vgl. VwGH E vom 09.03.1999, Z1. 98/01/0318). 
 

Die Verfolgungsgefahr muss ihre Ursache in einem der Gründe haben, welche Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK 
nennt (VwGH E vom 09.09.1993, Z1. 93/01/0284; VwGH E vom 15.03.2001, Z1. 99/20/0128); sie muss 
Ursache dafür sein, dass sich der Asylwerber außerhalb seines Heimatlandes bzw. des Landes seines vorigen 
Aufenthaltes befindet. Die Verfolgungsgefahr muss dem Heimatstaat bzw. dem Staat des letzten gewöhnlichen 
Aufenthaltes zurechenbar sein (VwGH E vom 16.06.1994, Zl. 94/19/0183, VwGH E vom 18.02.1999, Zl. 
98/20/0468). 
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Relevant kann darüber hinaus nur eine aktuelle Verfolgungsgefahr sein; sie muss bei Bescheiderlassung 
vorliegen, auf diesen Zeitpunkt hat die der Asylentscheidung immanente Prognose abzustellen, ob der 
Asylwerber mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit Verfolgung aus den in Art. 1 Abschnitt A Z 2 Genfer 
Flüchtlingskonvention genannten Gründen zu befürchten habe (VwGH vom 19.10.2000, Z1. 98/20/0233). 
 

Eine Verfolgung, d.h. ein ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher Intensität in die zu schützende persönliche 
Sphäre des Einzelnen, kann weiters nur dann asylrelevant sein, wenn sie aus den in der Genfer 
Flüchtlingskonvention genannten Gründen (Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten 
sozialen Gruppe oder politische Gesinnung) erfolgt, und zwar sowohl bei einer unmittelbar von staatlichen 
Organen ausgehenden Verfolgung als auch bei einer solchen, die von Privatpersonen ausgeht (VwGH 
27.01.2000, Zl. 99/20/0519, VwGH 22.03.2000, Zl. 99/01/0256, VwGH 04.05.2000, Zl. 99/20/0177, VwGH 
08.06.2000, Zl. 99/20/0203, VwGH 21.09.2000, Zl. 2000/20/0291, VwGH 07.09.2000, Zl. 2000/01/0153, u.a.). 
 

5.1.1. Wie die Erstbehörde im Ergebnis zutreffend festgestellt hat, konnte der Beschwerdeführer keine Umstände 
glaubhaft machen, welche die Annahme rechtfertigen würden, dass er in seinem Heimatstaat einer Verfolgung 
im Sinne der Genfer Flüchtlingskonvention ausgesetzt ist, und konnten daher die von ihm geltend gemachten 
Fluchtgründe nicht zur Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft führen. 
 

5.1.2. Ferner ist - auch wenn man das Vorbringen des Beschwerdeführers der rechtlichen Beurteilung zugrunde 
legen würde - folgendes anzumerken: 
 

Hierbei ist zu berücksichtigen, dass es sich bei Personen, die Blutrache üben möchten, um nichtstaatliche Organe 
handle. 
 

Eine derartige Verfolgung durch Dritte kann dann eine dem Staat zuzurechnende asylrelevante 
Verfolgungssituation darstellen, wenn der Staat nicht gewillt oder - wie es in der bisherigen Rechtsprechung 
ausgedrückt wurde - nicht in der Lage ist, von "Privatpersonen" ausgehende Handlungen mit 
Verfolgungscharakter zu unterbinden, sofern diesen - würden sie von staatlichen Organen gesetzt - Asylrelevanz 
zukommen sollte ( mit Hinweis auf die ständige Rechtsprechung zB VwGH E vom 23.07.1999, Zl: 99/20/0208, 
VwGH E vom 04.05.2000, 2000/20/0085, VwGH vom 26.02.2002, Zl. 99/20/0509, VwGH E vom 12.3.2002, 
Zl. 99/01/0230 usw). 
 

Mit der Frage der Schutzfähigkeit hat sich der VwGH im Erkenntnis vom 22.03.2000, Zl. 99/01/0256, 
beschäftigt. Er hat dort ausgesprochen, dass es im Ergebnis letztlich darauf ankommt, ob für einen von dritter 
Seite aus den in der GFK genannten Gründen Verfolgten trotz staatlichen Schutzes der Eintritt eines - 
asylrelevante Intensität erreichende - Nachteils aus dieser Verfolgung mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit zu 
erwarten ist (VwGH 06.03.2001, 2000/01/0056; vgl. auch VwGH 04.04.2001, 2000/01/0301). 
 

Die Flüchtlingseigenschaft entfällt sohin, wenn es dem Asylsuchenden möglich und zumutbar ist, sich zur 
Abwehr der (allenfalls von dritten Personen ausgehenden) Verfolgung unter den Schutz seines Heimatstaates zu 
stellen, was Schutzwilligkeit und Schutzfähigkeit dieses Staates voraussetzt (Kälin, Grundriss des 
Asylverfahrens S 61) 
 

In Fällen nichtstaatlicher Verfolgung ist somit entscheidend, ob der betreffenden Person die Möglichkeit 
offensteht, angesichts der drohenden Verfolgung Schutz im Herkunftsstaat in Anspruch zu nehmen und ob die 
Inanspruchnahme solchen Schutzes der betreffenden Person zumutbar ist. 
 

Es besteht das Erfordernis eines tatsächlichen und effizienten Schutzes im Einzelfall, der geeignet ist, die 
Wahrscheinlichkeit einer drohenden Verfolgung unter das Maß der Erheblichkeit zu senken (VwGH 26.02.2002, 
99/20/0509; 17.09.2002, 2000/01/0414). 
 

Die Schutzwilligkeit und Schutzfähigkeit des israelischen Staates seiner Bürger gegen Kriminelle ist jedoch klar 
aus den hg. Länderfeststellungen abzuleiten. 
 

Auch wenn ein solcher Schutz (so wie in keinem Staat auf der Erde) nicht lückenlos möglich ist, stellen die vom 
BF befürchteten Übergriffe in Israel offensichtlich amtswegig zu verfolgende strafbare Handlungen dar und 
andererseits existieren in Israel Behörden, welche zur Strafrechtspflege bzw. zur Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Sicherheit berufen und auch effektiv tätig sind. Die Schutzwilligkeit und Schutzfähigkeit der 
Behörden ist somit gegeben 
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Im Hinblick auf die in das hg. Verfahren integrierten Länderfeststellungen geht der erkennende Senat von der 
Schutzwilligkeit und Schutzfähigkeit des israelischen Staates aus. 
 

5.1.4. Auch das Vorliegen eines Nachfluchtgrundes ist im gegenständlichen Fall zu verneinen. Nach den 
getroffenen Feststellungen gibt es keine Anhaltspunkte dafür, dass israelische Staatsangehörige, die aus dem 
Ausland in ihre Heimat zurückkehren, nunmehr asylrelevanten Verfolgungshandlungen ausgesetzt wären. 
 

5.1.5. Vor diesem Hintergrund war daher dem Bundesasylamt zuzustimmen, dass es dem Beschwerdeführer 
nicht gelungen ist, ein Vorbringen zu erstatten, dem Asylrelevanz zukommt und war daher die Beschwerde 
gegen Spruchpunkt I. des angefochtenen Bescheides abzuweisen. 
 

5.2. Zu Spruchpunkt II. der erstinstanzlichen Bescheide: 
 

Gemäß § 8 Abs 1 AsylG 2005 hat die Behörde einem Fremden den Status des subsidiär Schutzberechtigten 
zuzuerkennen, wenn er in Österreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, wenn dieser in Bezug 
auf die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten abgewiesen wird oder dem der Status des Asylberechtigten 
aberkannt worden ist (Z1), wenn eine Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Fremden in 
seinen Herkunftsstaat eine "reale Gefahr" einer Verletzung von Art 2 EMRK (Recht auf Leben), Art 3 EMRK 
(Verbot der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung) oder der Protokolle Nr. 6 
oder Nr. 13 (Abschaffung der Todesstrafe) zur Konvention bedeuten würde oder für ihn als Zivilperson eine 
ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines 
internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen würde. Die Entscheidung über die Zuerkennung 
des Status des subsidiär Schutzberechtigten nach Abs 1 ist mit der abweisenden Entscheidung nach § 3 oder der 
Aberkennung nach § 7 zu verbinden (Abs 2 leg cit). Anträge auf internationalen Schutz sind bezüglich der 
Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten abzuweisen, wenn eine innerstaatliche 
Fluchtalternative (§ 11) offen steht. 
 

Unter "realer Gefahr" ist eine ausreichend reale, nicht nur auf Spekulationen gegründete Gefahr möglicher 
Konsequenzen für den Betroffenen im Zielstaat zu verstehen (vgl. VwGH 99/20/0573 v. 19.2.2004 mwN auf die 
Judikatur des EGMR) 
 

Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes hat der Antragsteller das Bestehen einer aktuellen, 
durch staatliche Stellen zumindest gebilligten oder nicht effektiv verhinderbaren Bedrohung der relevanten 
Rechtsgüter glaubhaft zu machen, wobei diese aktuelle Bedrohungssituation mittels konkreter, die Person des 
Fremden betreffender, durch entsprechende Bescheinigungsmittel untermauerter Angaben darzutun ist (VwGH 
26.6.1997, Zl. 95/18/1293, 17.7.1997, Zl. 97/18/0336). So auch der EGMR in stRsp, welcher anführt, dass es 
trotz allfälliger Schwierigkeiten für den Antragsteller "Beweise" zu beschaffen, es dennoch ihm obliegt - so weit 
als möglich - Informationen vorzulegen, die der Behörde eine Bewertung der von ihm behaupteten Gefahr im 
Falle einer Abschiebung ermöglicht ( zB EGMR Said gg. die Niederlande, 5.7.2005). 
 

Soweit sich der Beschwerdeführer darauf berufen hat, im Falle einer Abschiebung in seine Heimat einer 
asylrelevanten Verfolgung ausgesetzt zu sein, so steht der Annahme einer solchen Gefahrenlage - wie bereits zu 
Spruchpunkt I erläutert - die mangelnde Glaubhaftmachung und Plausibilität dieser Behauptungen entgegen. 
 

Zu prüfen bleibt, ob es begründete Anhaltspunkte dafür gibt, dass durch die Zurückweisung, Zurückschiebung 
oder Abschiebung des Beschwerdeführers in seinen Herkunftsstaat Artikel 2 oder 3 EMRK oder das Protokoll 
Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten über die Abschaffung 
der Todesstrafe verletzt würde oder für den Beschwerdeführer als Zivilpersonen eine ernsthafte Bedrohung des 
Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder 
innerstaatlichen Konfliktes verbunden wäre. 
 

Weder auf der Grundlage der im gegenständlichen Verfahren herangezogenen Länderinformationen, welchen 
der Beschwerdeführe nicht substantiiert entgegen getreten ist, noch vor dem Hintergrund des persönlichen 
Vorbringens des Beschwerdeführers ist ersichtlich, dass er bei einer Rückführung in sein Heimatland in 
Ansehung existentieller Grundbedürfnisse (wie etwa Nahrung, Unterkunft) einer lebensbedrohenden Gefährdung 
im Sinne des Artikel 2 oder 3 EMRK ausgesetzt wäre. 
 

Es ist nicht ersichtlich, warum dem Beschwerdeführer eine Existenzsicherung in seinem Heimatland nicht 
zumutbar sein sollte, wie es ihm auch zuvor möglich war. Aus der Reise des Beschwerdeführers mit seiner 
Familie nach Österreich ist ersichtlich, dass erobil und in der Lage ist, auch in einer für ihn fremden Umgebung 
sein Leben zu organisieren. Der Beschwerdeführer ist grundsätzlich gesund und arbeitsfähig und ist daher nicht 
erkennbar, warum er in eine aussichtslose Lage geraten sollte. Bereits vor seiner Ausreise hat der BF zudem den 
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Lebensunterhalt für die Familie als Verkäufer bzw. zuletzt als Geschäftsleiter bestritten. Von seinen Verwandten 
befinden sich noch die Eltern und der Bruder des BF in Israel und ist somit ferner auch ein soziales Bezugsnetz 
vorhanden. 
 

Den Länderberichten zu Israel zufolge bietet das Nationale Versicherungsinstitut Menschen mit dauerhaftem 
Aufenthalt (auch Nichtstaatsbürgern) eine Reihe von Beihilfen, wie Arbeitslosenversicherung, Alterspension, 
Überlebendenbeihilfe, Mutterschaftsgeld und -beihilfe, Kinderbeihilfe, einkommensunterstützende Zahlungen 
und mehr. 
 

Zu beachten ist weiters, dass von Seiten der Gattin des BF, welche in Österreich über eine 
Niederlassungsberechtigung verfügt und den Angaben des BF zufolge auch in Österreich für den Unterhalt der 
Familie sorgt, auch finanzielle Transaktionen oder die Übermittlung von Warensendungen (zB. Lebensmittel) 
von Österreich nach Israel möglich sind. 
 

Ergänzend ist anzuführen, dass gemäß § 67 AsylG 2005 zB. auch eine finanzielle Rückkehrhilfe (über diese wird 
im erstinstanzlichen Verfahren schon informiert) als Startkapital für die Fortsetzung des bisherigen Lebens in 
Israel gewährt werden kann. Im Rahmen der Rückkehrhilfe wird dabei der Neubeginn zu Hause unterstützt, 
Kontakt zu Hilfsorganisationen im Heimatland vermittelt, finanzielle Unterstützung geleistet und beim Zugang 
zu Wohn-, Ausbildungs- und Arbeitsmöglichkeiten geholfen 

(http://www.caritas.at/hilfe-einrichtungen/fluechtlinge/beratung-und vertretung/rueckkehrhilfe/). 
 

Wenn auch nicht ausgeschlossen werden kann, dass die wirtschaftliche Lage des Beschwerdeführers in seinem 
Herkunftsstaat möglicherweise schlechter sein wird, als in Österreich; aus den getroffenen Ausführungen ergibt 
sich aber eindeutig, dass der Schutzbereich des Art. 3 EMRK diesbezüglich nicht tangiert ist. 
 

Entscheidungsrelevante aktuelle behandlungsbedürftige Krankheiten kamen im Verfahren nicht hervor. Ebenso 
ergaben sich im Ermittlungsverfahren keine Hinweise, dass sich der Gesundheitszustand des Beschwerdeführers 
so schlecht darstellen würde, dass eine Art. 3 EMRK konforme Überstellung in den Herkunftsstaat nicht möglich 
wäre (vgl. sind (vgl. Paramasothy v. Netherlands 10.11.2005; Ramadan Ahjeredine v. Netherlands, 10.11.2005, 
Ovidienko v. Finland 31.5.2005; Hukic v. Sweden, 27.9.2005). 
 

Der Beschwerdeführer hat über Aufforderung des Asylgerichtshofes vom 27.05.2013, Änderungen seines 
Gesundheitszustandes bekanntzugeben und diesbezügliche medizinische Befunde vorzulegen, in seiner 
Stellungnahme vom 03.056.2013 keine solchen bekanntgegeben und auch keine medizinischen Unterlagen 
vorgelegt. 
 

Die vom BF vorgebrachten gesundheitlichen Beeinträchtigungen werden so weit als erwiesen angenommen, als 
sie von der BF bescheinigt wurden, etwa durch die Vorlage ärztlicher Atteste. Es wird darauf hingewiesen, dass 
gerade in diesem Punkt eine erhöhte Mitwirkungspflicht durch die BF besteht (VwSlg 9721 A/1978; VwGH 
17.10.2002, 2001/20/0601), weshalb sich das erkennende Gericht nicht veranlasst sieht, diesbezügliche weitere 
Ermittlungen anzustellen. 
 

Es kam im Verfahren nicht hervor, dass konkret für den Beschwerdeführer im Falle einer Rückverbringung in 
seinen Herkunftsstaat die reale Gefahr bestünde, als Zivilperson einer ernsthaften Bedrohung des Lebens oder 
der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konflikts 
ausgesetzt zu sein. 
 

Auch aufgrund des in Israel geltenden Verbotes der Doppelbestrafung hat der BF keine weiteren Konsequenzen 
hinsichtlich seiner Verurteilungen in Österreich zu befürchten. 
 

Zum Entscheidungszeitpunkt sind auch keine Umstände notorisch, aus denen sich eine ernste Verschlechterung 
der allgemeinen Lage oder der wirtschaftlich-sozialen Lage in Israel ergeben würde. 
 

Demnach war auch die Beschwerde gegen Spruchpunkt II. der angefochtenen Bescheide jeweils abzuweisen. 
 

5.4. Zu Spruchpunkt III. des erstinstanzlichen Bescheides: 
 

5.4.1. Gemäß § 10 Abs 1 Ziffer 2 AsylG idgF ist die Entscheidung nach diesem Bundesgesetz mit einer 
Ausweisung zu verbinden, wenn der Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezüglich der Zuerkennung des 
Status des Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten abgewiesen 
wird. 
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Gemäß § 10 Absatz 2 ist die Ausweisung unzulässig, wenn 
 

1. dem Fremden im Einzelfall ein nicht auf dieses Bundesgesetz gestütztes Aufenthaltsrecht zukommt oder 
 

2. diese eine Verletzung von Art. 8 EMRK darstellen würden. Dabei sind insbesondere zu berücksichtigen: 
 

a) die Art und Dauer des bisherigen Aufenthalts und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden 
rechtswidrig war; 
 

b) das tatsächliche Bestehen eines Familienlebens; 
 

c) die Schutzwürdigkeit des Privatlebens; 
 

d) der Grad der Integration; 
 

e) die Bindungen zum Herkunftsstaat des Fremden; 
 

f) die strafgerichtliche Unbescholtenheit; 
 

g) Verstöße gegen die öffentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-, Fremdenpolizei- und 
Einwanderungsrechts; 
 

h) die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die 
Beteiligten ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren; 
 

i) die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behörden 
 

zurechenbaren überlangen Verzögerungen begründet ist. 
 

Der Gesetzgeber beabsichtigt durch die zwingend vorgesehen Ausweisung von Asylwerbern eine über die Dauer 
des Asylverfahrens hinausgehende Aufenthaltsverfestigung im Inland von Personen, die sich bisher bloß auf 
Grund ihrer Asylantragstellung im Inland aufhalten durften, zu verhindern (VfGH 17.03.2005, G 78/04 ua.). Wie 
bei fremdenpolizeilichen Ausweisungen ist die asylrechtliche Ausweisung jedoch nicht obligatorisch mit der 
Abweisung des Antrags und der Nicht-Zuerkennung des subsidiären Schutzes zu verbinden. Diese ist zu 
unterlassen, wenn sie eine Verletzung von Art. 8 EMRK darstellen würde. 
 

5.4.2. Gemäß Art 8 Abs 1 EMRK hat jedermann Anspruch auf Achtung seines Privat- und Familienlebens, 
seiner Wohnung und seines Briefverkehrs. 
 

Gemäß Art 8 Abs. 2 EMRK ist der Eingriff einer öffentlichen Behörde in die Ausübung dieses Rechts nur 
statthaft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine Maßnahme darstellt, die in einer 
demokratischen Gesellschaft für die nationale Sicherheit, die öffentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche 
Wohl des Landes, die Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum Schutz 
der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig und in diesem 
Sinne auch verhältnismäßig ist. 
 

Das Recht auf Achtung des Familienlebens iSd Art. 8 EMRK schützt das Zusammenleben der Familie. Es 
umfasst jedenfalls alle durch Blutsverwandtschaft, Eheschließung oder Adoption verbundenen 
Familienmitglieder, die effektiv zusammenleben; das Verhältnis zwischen Eltern und minderjährigen Kindern 
auch dann, wenn es kein Zusammenleben gibt (EGMR Kroon, VfGH 28.06.2003, G 78/00). 
 

Der Begriff des Familienlebens ist jedoch nicht nur auf Familien beschränkt, die sich auf eine Heirat gründen, 
sondern schließt auch andere "de facto Beziehungen" ein; maßgebend ist beispielsweise das Zusammenleben 
eines Paares, die Dauer der Beziehung, die Demonstration der Verbundenheit durch gemeinsame Kinder oder 
auf andere Weise (EGMR Marckx, EGMR 23.04.1997, X ua). 
 

Eine familiäre Beziehung unter Erwachsenen fällt nach der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes für 
Menschenrechte (EGMR) nur dann unter den Schutz des Art. 8 Abs. 1 EMRK, wenn zusätzliche Merkmale der 
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Abhängigkeit hinzutreten, die über die üblichen Bindungen hinausgehen (vgl. dazu auch das Erkenntnis des 
Verfassungsgerichtshofes vom 9. Juni 2006, B 1277/04, unter Hinweis auf die Judikatur des EGMR; des 
Weiteren auch das Erkenntnis des VwGH vom 26. Jänner 2006, Zl. 2002/20/0423 und die darauf aufbauende 
Folgejudikatur, etwa die Erkenntnisse vom 26. Jänner 2006, Zl. 2002/20/0235, vom 8. Juni 2006, Zl. 
2003/01/0600, vom 22. August 2006, Zl. 2004/01/0220 und vom 29. März 2007, Zl. 2005/20/0040, vom 26. Juni 
2007, 2007/01/0479). 
 

Die Beziehung der bereits volljährigen Kinder zu den Eltern ist vor allem dann als Familienleben zu 
qualifizieren, wenn jene auch nach Eintritt der Volljährigkeit im Haushalt der Eltern weiterleben, ohne dass sich 
ihr Naheverhältnis zu den Eltern wesentlich ändert (Chvosta, Die Ausweisung von Asylwerbern und Art 8 MRK, 
ÖJZ 2007/74, 860 unter Hinweis auf Wiederin in Korinek/Holoubek, Österreichisches Bundesverfassungsrecht, 
Art 8 EMRK Rz 76). 
 

Alle anderen verwandtschaftlichen Beziehungen (zB zwischen Enkel und Großeltern, erwachsenen Geschwistern 
[vgl. VwGH 22.08.2006, 2004/01/0220, mwN; 25.4.2008, 2007/20/0720 bis 0723-8], Cousinen [VwGH 
15.01.1999, 97/21/0778; 26.6.2007, 2007/01/0479], Onkeln bzw. Tanten und Neffen bzw. Nichten) sind nur 
dann als Familienleben geschützt, wenn eine "hinreichend starke Nahebeziehung" besteht. Nach Ansicht der 
Gerichtshöfe des öffentlichen Rechts ist für diese Wertung insbesondere die Intensität und Dauer des 
Zusammenlebens von Bedeutung (vgl. VfSlg 17.457/2005). Dabei werden vor allem das Zusammenleben und 
die gegenseitige Unterhaltsgewährung zur Annahme eines Familienlebens iSd Art 8 EMRK führen, soweit nicht 
besondere Abhängigkeitsverhältnisse, wie die Pflege eines behinderten oder kranken Verwandten, vorliegen. 
 

5.4.3. Ob das Familienleben tatsächlich besteht und hinreichend intensiv ist, wird vom EGMR zusammengefasst 
anhand folgender Kriterien beurteilt (EGMR 12.01.2010, 47.486/06, Khan gg das Vereinigte Königsreich): 
 

Zusammenleben der betroffenen Personen 
 

und / oder Bestehen einer finanziellen oder sonstigen Abhängigkeit 
 

Die Beziehung zwischen Kind und Elternteil wird auch davon nicht berührt, dass die Eltern womöglich nicht 
mehr zusammenleben oder ihre Beziehung zerbrochen ist. Mit der Scheidung mag das Familienleben der Eltern 
untereinander enden, jenes zum Kind besteht aber fort (EGMR 26.05.1994, 16/1993/411/490, Keegan gg Irland, 
ÖJZ 1995, 70) und kann sich auch auf die lediglich potenzielle Beziehung zwischen dem leiblichen Vater und 
dem unehelichen Kind erstrecken. Das Familienleben ist in diesen Fällen nur ausnahmsweise als beendet zu 
betrachten. So stellt etwa auch ein nur unregelmäßiger Kontakt mit Unterbrechungen keinen außergewöhnlichen 
Umstand dar, der das Familienleben beendet (EGMR 11.07.2000, 29192/95, Ciliz gg Niederlande). 
 

Sowohl eheliche als auch uneheliche Kinder aus einer Familienbeziehung, die unter Art 8 MRK fällt, werden 
von Geburt an ipso iure Teil der Familie. Die bloß biologische Vaterschaft ohne rechtliche Anerkennung der 
Vaterschaft sei ohne sonstige faktische Indizien für eine persönliche Beziehung begründet allerdings noch kein 
Familienleben iSd Art 8 MRK (EGMR 01.09.2004, 45582/99, Lebbink gg Niederlande). In der zuvor genannten 
Entscheidung des EGMR reichte, obwohl der Kindesvater nie mit seinem Kind zusammenlebte, für die 
Annahme eines Familienlebens jedoch aus, dass er sich an der Kinderbetreuung beteiligte (Babysitting, 
regelmäßige Besuche, Sorge um die Gesundheit des Kindes etc). 
 

5.4.4. Der Beschwerdeführer, über den ein rechtskräftiges unbefristetes Aufenthaltsverbot verhängt worden war, 
stellte in weiterer Folge am 23.02.2010 einen Antrag auf internationalen Schutz. Der Beschwerdeführer ist im 
Jahr 2002 legal mit seiner Gattin und seinem Sohn in Österreich eingereist. In Österreich wurden den Ehegatten 
ein weiterer Sohn und eine Tochter geboren. Die Gattin und die Kinder verfügen über 
Niederlassungsbewilligungen in Österreich und haben am 21.03.2013 die österreichische Staatsbürgerschaft 
beantragt. 
 

Der Beschwerdeführer lebt mit seinen Angehörigen zusammen und lebt dieser vom Verdienst der Gattin. 
 

Der Beschwerdeführer reiste legal im Jahr 2002 in Österreich ein und verfügte bis 16.11.2007 über eine 
Niederlassungsbewilligung (Bescheid des fremdenpolizeilichen Büros der BPD XXXX vom 30.05.2007). 
 

Aufgrund mehrerer rechtskräftiger Bestrafungen im Verwaltungswege wegen Übertretung der Gewerbeordnung 
wurde der BF am 18.01.2005 durch die Fremdenpolizei niederschriftlich verwarnt. 
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Am 10.10.2006 wurde der Beschwerdeführer vom Landesgericht für XXXX wegen §§ 15, 146, 147 Abs. 3 133 
Abs. 1 und 2, 2.Fall, 169 Abs. 1 und 298 Abs.1 StGB zu einer Freiheitsstrafe von 24 Monaten davon 16 Monate 
bedingt, rechtskräftig verurteilt. 
 

Der Verurteilung lag der Sachverhalt zugrunde, dass der BF mehrfach versuchte, Versicherungen zu betrügen. 
 

Ferner erfolgte am 27.07.2008 durch das LG XXXX zu XXXX eine rechtskräftige Verurteilung nach §§ 146, 
147 Abs. 3 15 StGB zu einer Freiheitsstrafe in der Dauer von 2 Jahren. 
 

Mit Bescheid des Fremdenpolizeilichen Büros der BPD XXXX vom 30.05.2007 wurde gegenüber dem BF 
gegenüber ein unbefristetes Aufenthaltsverbot erlassen. 
 

Der angefochtene Bescheid wurde mit Berufungsbescheid der SID XXXX vom 13.07.2007 bestätigt und 
erwuchs in Rechtskraft 
 

Vor seiner Haftentlassung am 18.03.2010 stellte der Beschwerdeführer am 23.02.2010 einen Antrag auf 
internationalen Schutz. 
 

Seither lebt er wieder gemeinsam mit seiner Ehegattin und den Kindern, welche die österreichische 
Staatsbürgerschaft beantragt haben. Es ist daher hinsichtlich der Gattin und der Kinder des BF vom Vorliegen 
eines Familienlebens des Beschwerdeführers in Österreich auszugehen, in welches durch die Ausweisung 
eingegriffen wird. 
 

Zu seinem in Österreich niedergelassenen Bruder hat der BF kein über herkömmliche verwandtschaftliche 
Bindungen hinausgehendes psychisches oder physisches Abhängigkeitsverhältnis behauptet, weshalb 
diesbezüglich nicht von einem Familienleben im Sinne obiger Bestimmungen auszugehen ist. 
 

5.4.5. Bereits aufgrund des Aufenthalts des Beschwerdeführers in Österreich über einen Zeitraum gut elf Jahren 
ist jedenfalls vom Vorliegen eines relevanten Privatlebens des Beschwerdeführers in Österreich auszugehen. Es 
befinden sich seine engsten Verwandten hier, die über Niederlassungsbewilligungen verfügen und die 
österreichische Staatsbürgerschaft beantragt haben, und möchte der Beschwerdeführer sein zukünftiges Leben 
hier gestalten. 
 

5.4.6. Durch die Ausweisung des Beschwerdeführers wird daher in sowohl in sein Privat- als auch in sein 
Familienleben nach Art 8 EMRK eingegriffen. Ob dieser - gesetzlich vorgesehene - Eingriff auch zulässig ist, ist 
also im Rahmen einer Abwägung zwischen den öffentlichen Interessen an einer Aufenthaltsbeendigung 
einerseits und den privaten und familiären Interessen des Beschwerdeführers an einem Verbleib in Österreich 
andererseits zu ermitteln. 
 

Es ist eine Gesamtbetrachtung der Integration des Fremden, der sich seit Anfang 2002 ununterbrochen im 
Bundesgebiet aufhält, vorzunehmen und dabei die Judikatur des VwGH (hier insbesondere das Erkenntnis vom 
26.06.2007, Zl. 2007/01/0479) und des VfGH (etwa B 328/07 vom 29.9.2007, B 1150/07 vom. 29.9.2007, B 
16/08 vom 5.3.2008, B 61/08 vom 5.2.2008, B 1032/07 vom 13.3.2008, B 1859-1863/07 vom 5.3.2008 und B 
1918/07 vom 5.3.2008) zu beachten. 
 

5.4.7. Für das Überwiegen der Interessen des Fremden an einem Verbleib in Österreich wegen seines 
Privatlebens bzw. gegen das Überwiegen der öffentlichen Interessen an der Aufrechterhaltung der 
Fremdenpolizei und eines geordneten Zuwanderungswesens sprechen zunächst sein langjähriger Aufenthalt in 
Österreich, wo auch seine Gattin, seine Kinder und ein Bruder leben. 
 

Wenngleich der Beschwerdeführer rd. ein Viertel seines gesamten Lebens in Österreich verbracht hat (und sein 
Aufenthalt hier zumindest in den ersten Jahren seines Aufenthaltes legal gewesen ist und er auch 
Integrationsschritte unternommen hat), ist jedoch darauf hinzuweisen, dass bereits mit Bescheid des Magistrates 
der Stadt XXXX vom 09.04.2003 über den BF als handelsrechtlicher Geschäftsführer rechtskräftig eine 
Geldstrafe verhängt wurde, da dieser ein Gewerbe ohne die hiefür erforderliche Gewerbeberechtigung ausgeübt 
hat. 
 

In weiterer Folge wurde der BF auch rechtskräftig bestraft, da er ein Gewerbe außerhalb des Standortes seiner 
Gewerbeberechtigung ausgeübt hat und diesbezüglich nicht bzw. nicht rechtzeitig eine notwendige Anzeige an 
die Gewerbebehörde erstattet und die Straße zu verkehrsfremden Zwecken ohne Bewilligung benützt hat. 
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Trotz der fremdenpolizeilichen Ermahnung, sich hinkünftig an die österreichische Rechtsordnung zu halten, 
wurde der BF neuerlich und mehrfach - sogar gerichtlich - straffällig. 
 

Am 10.10.2006 wurde der Beschwerdeführer vom Landesgericht für XXXX wegen §§ 15, 146, 147 Abs. 3 133 
Abs. 1 und 2, 2.Fall, 169 Abs. 1 und 298 Abs.1 StGB zu einer Freiheitsstrafe von 24 Monaten davon 16 Monate 
bedingt, rechtskräftig verurteilt. 
 

Der Verurteilung lag der Sachverhalt zugrunde, dass der BF im Jahr 2005 in drei Angriffen 
Versicherungsvertreter zur Auszahlung von Schadensversicherungssummen zu verleiten versucht hatte, indem er 
zuvor den Diebstahl eines versicherten Fahrzeuges (BMW 730D) bzw. nachdem er in seinen 
Firmenräumlichkeiten einen Brand gelegt hatte (behaupteter Sachschaden von zumindest ¿ 283.000,-). 
 

Der BF wurde auch schuldig gesprochen, zu einem nicht mehr feststellbaren Zeitpunkt vor dem 24.08.2005 das 
oa. Fahrzeug, welches im Eigentum einer Leasinggeberin stand, veräußert oder sonst weitergegeben zu haben, 
um anschließend Vertretern der Versicherung gegenüber zu behaupten, dieses sei ihm in XXXX gestohlen 
worden, weiters am 08.09.2005 in den gemieteten Räumlichkeiten seines Firmenstandortes mittels 
Brandbeschleunigern an mehreren Stellen Feuer gelegt zu haben, da erst durch Feuerwehreinsatz gelöscht 
werden konnte sowie am 05.09.2005 einem Beamten der BPD XXXX wissentlich die Begehung einer mit Strafe 
bedrohten Handlung vorgetäuscht zu haben, indem er behauptete, sein Fahrzeug sei in XXXX gestohlen worden. 
 

Ferner erfolgte am 27.07.2008 durch das LG XXXX zu XXXX eine rechtskräftige Verurteilung nach §§ 146, 
147 Abs. 3 15 StGB zu einer Freiheitsstrafe in der Dauer von 2 Jahren. 
 

Bislang wurde der BF zweimal verwaltungsstrafrechtlich belangt und seitens der Fremdenpolizei verwarnt, 
wurde erneut straffällig und in weiterer Folge zweimal strafgerichtlich verurteilt, wobei er auch die unbedingten 
Freiheitsstrafen in der Dauer von acht Monaten und zwei Jahren, jedenfalls zum Großteil, also ohne bedingt 
entlassen zu werden - verbüßte. 
 

Auf Grund seiner mehrfachen Straffälligkeit und seines bisherigen rechtswidrigen Verhaltens stellt der 
Beschwerdeführer nach Ansicht des erkennenden Senats eine nicht unbeachtliche Gefahr für die öffentlichen 
Ruhe, Ordnung und Sicherheit in Österreich dar. 
 

So wurde über ihn mit Bescheid der Bundespolizeidirektion XXXX vom 30.05.2007 auch ein unbefristetes 
Aufenthaltsverbot verhängt. Mit Berufungsbescheid der SID XXXX vom 13.07.2007 wurde der dagegen 
erhobenen Berufung nicht Folge gegeben und der Bescheid der Bundespolizeidirektion XXXX bestätigt. 
 

Kurz vor seiner Haftentlassung stellte der Beschwerdeführer im Jahr 2010 den gegenständlichen - wie sich im 
Verfahren zeigte - rechtsmissbräuchlichen Asylantrag und verfügt seither über ein vorläufiges Aufenthaltsrecht. 
 

Die Interessen des Beschwerdeführers werden auch dadurch erheblich gemindert, dass sein Aufenthalt seit dem 
Jahr 2010 lediglich auf einen - wie sich im Verfahren zeigte - unberechtigten Asylantrag zurückzuführen ist 
(VwGH 26.6.2007, 2007/01/0479 mwN). Beruht der bisherige Aufenthalt auf rechtsmissbräuchlichem Verhalten 
(insbesondere bei Vortäuschung eines Asylgrundes [vgl VwGH 2.10.1996, 95/21/0169]), relativiert dies die 
ableitbaren Interessen des Asylwerbers nämlich wesentlich [vgl. die Erkenntnisse vom 28. Juni 2007, Zl. 
2006/21/0114, und vom 30. August 2007, Zl. 2006/21/0246] (VwGH 20.12.2007, 2006/21/0168). 
 

Bereits diese Umstände reichen nach Ansicht des erkennenden Senats aus, dass die öffentlichen Interessen an 
einer Aufenthaltsbeendigung überwiegen und der Eingriff in das Privat- und Familienleben des 
Beschwerdeführers jedenfalls notwendig und auch verhältnismäßig ist. Eine tatsächliche Integrationswilligkeit 
des Beschwerdeführers kann bei der gegebenen Sachlage zweifelsfrei nicht festgestellt werden. 
 

Dazu ist auf die Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte vom 08.01.2009, application 
nr. 10606/07, Joseph Grant vs. United Kingdom, zu verweisen. Der 1960 auf Jamaika geborene Joseph Grant 
zog 1974 mit einem seiner Brüder seiner Mutter nach Großbritannien nach, wo ein weiterer Bruder geboren 
wurde. Die beiden Brüder und die Mutter leben nach wie vor in Großbritannien, einer der Brüder wurde 2004 
dort eingebürgert. Grant hatte auf Jamaika keine Verwandten mehr. In den Jahren 1983 und 1984 bekam der 
Beschwerdeführer von zwei britischen Staatsbürgerinnen jeweils einen Sohn, von einem dieser Söhne hat er 
auch einen Enkel. Von 1984 an führte der Beschwerdeführer über zwölf Jahre eine Beziehung mit einer dritten 
britischen Staatsbürgerin, welche ihm 1996 eine Tochter gebar. Zugleich bekam der Beschwerdeführer von einer 
anderen Frau einen dritten Sohn. Er lebte zwar nie mit einem seiner Kinder zusammen, hat jedoch regelmäßig 
Umgang mit diesen. Von 1991 bis 2006 wurde Grant 32 Mal wegen verschiedener Delikte verurteilt, wobei 



 Asylgerichtshof 05.08.2013 

www.ris.bka.gv.at  Seite 30 von 31 

jedoch niemals eine längere als zwölfmonatige Freiheitsstrafe verhängt wurde. In der Folge wurde Grant aus 
dem Vereinigten Königreich ausgewiesen. 
 

Der EGMR führt in seiner Entscheidung aus, dass die Ausweisung sowohl das Privat- als auch das 
Familienleben des dortigen Beschwerdeführers beeinträchtige. Auch wenn die vom ihm begangenen Straftaten 
nicht am schwerwiegenden Ende krimineller Aktivitäten anzusiedeln seien, so könne deren Anzahl und die 
Zeitspanne, in welcher sie begangen worden sind, nicht ignoriert werden. Obwohl der dortige Beschwerdeführer 
34 Jahre in Großbritannien lebte und keine starken Beziehungen zu Jamaika unterhielt, sei die Ausweisung 
notwendig und verletze Art 8 EMRK nicht. 
 

In diesem Zusammenhang ist auch auf einen jüngst ergangenen Ablehnungsbeschluss des VfGH vom 
30.11.2009, U 2541/09-3, in welchem die Behandlung einer Beschwerde gegen das Erkenntnis des 
Asylgerichtshofes vom 11.08.2009, Zl. C10 407392-1/2009/3E, abgewiesen wurde, zu verweisen. In diesem 
wurde eine seit ca. 29 Jahren in Österreich aufhältige Person ausgewiesen, welche elf strafgerichtliche 
Verurteilungen aufwies. 
 

Auch der Verwaltungsgerichtshof erklärte die Ausweisung im Falle eines seit 15 Jahren (seit seinem 10. 
Lebensjahr) aufhältigen Fremden für zulässig, welcher wegen eines Verstoßes gegen Bestimmungen des 
Suchtmittelgesetzes zu einer bedingt nachgesehenen Freiheitsstrafe von zwei Monaten und wegen gefährlicher 
Drohung und Nötigung zu bedingt nachgesehenen Freiheitsstrafe von drei Monaten verurteilt worden war 
(14.6.2007, 2004/18/0062). 
 

Weiters erklärte der VwGH Aufenthaltsverbote bei einem 17-jährigen Aufenthalt (seit dem 3. Lebensjahr) und 
einer Verurteilung wegen schweren Raubes zu einer Freiheitsstrafe von vier Jahren (16.10.2007, 2007/18/0294), 
bei einem Aufenthalt seit dem 7. Lebensjahr und einer Verurteilung wegen schweren Raubes zu Freiheitsstrafe 
von sechs Jahren (24.10.2007, 2007/21/0369) für zulässig. 
 

Ebenso erklärte der Verfassungsgerichtshof in VfSlg 17.851 ein Aufenthaltsverbot bei einem 15-jähriger 
Aufenthalt (seit dem 6. Lebensjahr) und Verurteilungen wegen Raubes zu einer teilbedingten Freiheitsstrafe von 
24 Monaten und wegen Verstoßes gegen Bestimmungen des Suchtmittelgesetzes zu einer teilbedingten 
Freiheitsstrafe von zwei Jahren und vier Monaten für zulässig. 
 

Zum Überwiegen der öffentlichen Interessen des Staates an der Ausweisung und der Zulässigkeit des Eingriffes 
in das Privatleben und Familienleben ist des Weiteren auch auf die Entscheidung des EGMR vom 180.2.1991, 
Moustaquim, 12.313/86 (Ausweisung straffälliger Fremder), zu verweisen. 
 

5.4.8. Abschließend ist anzuführen, dass vom Beschwerdeführer keine konkreten Umstände vorgebracht wurden, 
die ein Privat- oder Familienleben in seinem Herkunftsstaat unmöglich machen würden. Die Aufrechterhaltung 
des Privat- und Familienlebens ist auch grundsätzlich. durch gegenseitige Besuche (vgl. z.B. EGMR im Fall 
Darren Omoregie u.a. gg. Norwegen), möglich und zumutbar. Dazu ist festzuhalten, dass die Gattin und die 
minderjährigen Kinder des Beschwerdeführers zwar über Niederlassungsbewilligungen in Österreich verfügen 
und einen Antrag auf Verleihung der österreichischen Staatsbürgerschaft gestellt haben, jedoch die israelische 
Staatsbürgerschaft besitzen. Weiters kann der Kontakt auch per Telefon oder E-Mail aufrecht erhalten werden 
(vgl. EGMR, Joseph Grant vs. United Kingdom). Selbiges gilt auch für Besuche der Kinder und des Bruders des 
Beschwerdeführers. 
 

Selbst bei Bejahung eines Eingriffes in die durch Art. 8 EMRK geschützten Rechte, ist ein solcher jedenfalls 
zulässig. Dabei ist speziell, in Bezug auf das grundrechtlich geschützte Familienleben, auf die jüngste 
Rechtsprechung des EGMR (EGMR 17.02.2009, Onur v. the United Kingdom, 27319/07) hinzuweisen, wonach 
keine Verletzung des Art 8. EMRK vorliegt, wenn die in Österreich lebenden Familienangehörigen des 
Ausländers, diesen in die Heimat begleiten können, um dort das Familienleben ohne außergewöhnliche 
Schwierigkeiten fortzusetzen. Dies bezieht sich einerseits auf die Möglichkeit einer gemeinsamen Niederlassung 
im Heimatstaat, andererseits auf die Zumutbarkeit einer "Begleitung" des Asylwerbers durch seine Angehörigen. 
 

Der Beschwerdeführer verfügt über seine Eltern und einen Bruder in Israel und hat Kontakt zu diesen 
Angehörigen, sodass nicht davon ausgegangen werden kann, dass er so stark von dort entfremdet wäre, dass er 
nicht mehr in der Lage, in Israel zu leben. Dazu ist festzuhalten, dass er die Sprache seines Herkunftsstaates nach 
wie vor spricht. 
 

Der Beschwerdeführer hat in seinen Stellungnahme sein Privat- und Familienleben in Österreich dargelegt und 
verweist darauf, dass zwei seiner Kinder in Österreich geboren wurden und das älteste Kind den Großteil seines 
Lebens in Österreich verbracht hat. Der Beschwerdeführer beherrscht die deutsche Sprache (Einvernahme vor 
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dem BAA in deutsch), engagiert sich ehrenamtlich für diverse Organisationen XXXX und ist im Besitz einer 
Einstellungszusage, was auch durch ein Schreiben seiner Gattin nochmals betotn wurde. 
 

Trotz der unbestritten vorliegenden Integrationsschritte des Beschwerdeführers und seiner familiären Situation 
muss eine Interessensabwägung nach hg. Ansicht aufgrund des bereits beschriebenen mehrfach vorliegenden 
gravierenden Fehlverhaltens und der damit einhergehenden bewussten Missachtung der österreichischen 
Rechtsvorschriften und nicht zuletzt infolge der Stellung eines missbräuchlichen Asylantrages zugunsten des 
öffentlichen Interesses und zum Nachteil des Beschwerdeführers erfolgen. 
 

5.4.9. In einer Gesamtschau und Abwägung sämtlicher Umstände ergibt sich in der gegenständlichen 
Rechtssache, dass zum Entscheidungszeitpunkt die angeführten öffentlichen Interessen an der Einhaltung der die 
Einreise und den Aufenthalt von Fremden regelnden Vorschriften und der Aufrechterhaltung eines geordneten 
Fremdenwesens zum Zweck des Schutzes der öffentlichen Ordnung sowie die öffentlichen Interessen an der 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit durch die Beendigung des Aufenthaltes des 
Beschwerdeführers in Österreich dessen Interesse an seinem Verbleib in Österreich im konkreten Fall 
überwiegen. Auf Grund der mehrfachen Straffälligkeit über einen Zeitraum von rund 11 Jahren, wobei es auch 
zu einer Verurteilung zu einer unbedingten Freiheitsstrafe im Ausmaß von einmal acht Monaten und einmal zwei 
Jahren Jahren kam, überwiegt im vorliegenden Fall vielmehr das öffentliche Interesse am Vollzug eines 
geordneten Fremdenwesens und der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit. 
 

5.4.10. Somit kommt der erkennende Senat zum Ergebnis, dass die öffentlichen Interessen an einer 
Aufenthaltsbeendigung überwiegen und der Eingriff in das Privat- und Familienleben des Beschwerdeführers 
jedenfalls notwendig und auch verhältnismäßig ist. 
 

In Würdigung sämtlicher Umstände stellt sich die Ausweisung des Beschwerdeführers aus dem Bundesgebiet in 
seinen Herkunftsstaat gemäß § 10 Absatz 1 Ziffer 2 AsylG als zulässig und nicht unverhältnismäßig dar, 
weshalb auch die Beschwerde gegen Spruchpunkt III. des angefochtenen Bescheides abzuweisen war. 
 

Es war daher insgesamt spruchgemäß zu entscheiden. 
 

6. Gemäß § 41 Abs 7 AsylG 2005 kann eine mündliche Verhandlung unterbleiben, wenn der Sachverhalt aus der 
Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklärt erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen 
zweifelsfrei ergibt, dass das Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht. Im Übrigen gilt § 67 d AVG. Es ergibt 
sich aus § 23 AsylGHG, dass die dort als Rechtsfolge vorgesehene sinngemäße Anwendung des AVG 1991 
unter dem Vorbehalt anderer Regelungsinhalte des AsylG 2005 steht. Derartige ausdrückliche andere 
Regelungen für das Verfahren vor dem Asylgerichtshof sind, in den in der Erläuterung laut AB 371 XXIII.GP 
genannten §§ 20, 22 und 41 AsylG 2005 enthalten, wohl aber auch in den §§ 42, 61 und 62 AsylG 2005. Es 
ergibt sich aus § 23 AsylGHG somit die Anwendung von Verfahrensbestimmungen für den Asylgerichtshof in 
allen anhängigen Verfahren einschließlich der gemäß den Übergangsbestimmungen des AsylG 2005 nach den 
Bestimmungen des Asylgesetzes 1997 zu Ende zu führenden Verfahren, ohne dass es dafür einer Nennung dieser 
Bestimmungen (auch) im § 75 Abs. 1 AsylG 2005 bedürfte. 
 

Der Sachverhalt ist zusammengefasst, wie dargestellt, aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde 
sowie der Beweisaufnahme vom 18.03.2010 - welche den Parteien des Verfahrens schriftlich zur Kenntnis 
gebracht wurde (zur Zulässigkeit dieser Vorgangsweise siehe Erkenntnis des VwGH vom 17.10.2006, Zahl: 
2005/20/0459-5, ebenso Beschluss des VwGH vom 20.6.2008, Zahl 2008/01/0286-6) und ihnen eine Frist zur 
Stellungnahme eingeräumt wurde - als geklärt anzusehen (entspricht der bisherigen Judikatur zu § 67d AVG). 
 

Es ergab sich sohin auch kein Hinweis auf die Notwendigkeit, den maßgeblichen Sachverhalt mit dem 
Beschwerdeführer zu erörtern (vgl. VwGH 23.01.2003, 2002/20/0533, VwGH 01.04.2004, 2001/20/0291). 
 

Was das Vorbringen des Beschwerdeführers in der Beschwerde und seinen Stellungnahmen betrifft, so findet 
sich in diesen kein Tatsachenvorbringen, welches zu einem anderen Verfahrensausgang führen könnte. Es hat 
sich daher aus Sicht des Asylgerichtshofes keine Notwendigkeit ergeben den als geklärt erscheinenden 
Sachverhalt mit dem Beschwerdeführer näher zu erörtern. 


